
VER RAG

WENN KÖNIG KUNDE  
ZUR LAST WIRD
Eine Untersuchung der Verbraucherzentralen – April 2018





Inhalt | 3

WENN KÖNIG KUNDE ZUR LAST WIRD
1. KURZFASSUNG 5

2. EINLEITUNG 6

3. NIEDRIGZINSUMFELD 8
3.1 Das Niedrigzinsumfeld aus Sicht der Finanzinstitute 8
3.2 Die Auswirkungen des Niedrigzinsumfelds auf Verbraucher 9

4. SITUATION BEI VERTRAGSABSCHLUSS 10
4.1 Bausparverträge 11
4.2 Banksparpläne 15

5. KÜNDIGUNGSRECHTE DER UNTERNEHMEN 17
5.1 Bausparverträge 18

5.1.1 Kündigung von Bausparverträgen in der Sparphase 18

5.1.2 Kündigung wegen Störung der Geschäftsgrundlage 19

5.1.3 Kündigung zugeteilter Bausparverträge 20

5.1.4 Kündigung voll angesparter Bausparverträge 21

5.2 Banksparpläne 21

6. VERHALTENSWEISEN DER FINANZINSTITUTE 23
6.1 Einflussnahme auf den Kunden 23

6.1.1 Einflussnahme im direkten Kundenkontakt 23

6.1.2 Einseitige Darstellung von Verträgen 25

6.1.2.1 Den bestehenden Vertrag als nachteilig darstellen 25

6.1.2.2 Vorteile einer Alternative besonders hervorheben 25

6.1.2.3 Eine nicht gewünschte Alternative wiederholt anbieten 27

6.1.3 Amtliche Zustimmung zum eigenen Verhalten suggerieren 27

6.1.4 Appelle an die Verantwortung für das Kollektiv 27

6.1.5 Den Ausstieg vergüten 28

6.1.6 Mit der Kündigung drohen 29

6.1.6.1 Tarifwechsel oder Kündigung 29

6.1.6.2 Wechsel zur Muttergesellschaft oder Kündigung 29

6.1.7 Suggestive Formulare verwenden 29

6.1.7.1 Vertraglich vorgesehene Wahlmöglichkeit verschleiern 29

6.1.7.2 Vorbereitetes Kündigungsformular zusenden 30

6.2 Enge Vertragsauslegung zu Ungunsten des Kunden 30
6.2.1 Annahme von Sparbeiträgen verweigern 30

6.2.2 Auf Regelbesparung bestehen 31

6.3 Kündigungen 32
6.3.1 „Störung der Geschäftsgrundlage“ 32

6.3.1.1 Niedrigzinsumfeld 32

6.3.1.2 Umstellung der Bankensoftware 32



4

6.3.2 „Steuerung des Bausparkollektivs“ 33

6.3.3 „Gebot der Wirtschaftlichkeit“ 34

6.3.4 „Vertragszweck entfallen“ 34

6.3.5 „Beendigung“ statt „Kündigung“ 35

7 FAZIT 36

8 LITERATURVERZEICHNIS 37

9 ANHANG 41
9.1 Zeitungsberichte über gekündigte Sparverträge regionaler Kreditinstitute 41
9.2 Zeitungsberichte über gekündigte Bausparverträge 42

| Inhalt, Abbildungen

1  Renditen bzw. Zinsen auf Spareinlagen unterschiedlicher Laufzeit 10

2  Auszug aus einem Werbeflyer der Bausparkasse HUK-Coburg Bausparkasse AG, 2004 11

3  Auszug aus einem Werbeflyer der BHW zum Tarif Dispo maXX, 2006 12

4  Werbeplakat der Bausparkasse BHW, 2001 13

5  Werbeplakat der Bausparkasse Schwäbisch Hall AG, 2011 14

6  Werbeflyer der Sparkasse Leipzig, 2000 15

7  Zinsen unterschiedlicher Prämiensparverträge im Vergleich zu Euribor-Dreimonatsgeld und  
 Umlaufrendite 16

8  Werbeflyer zum Prämiensparen-flexibel der Kreisparkasse Bernburg, 1994 17

ABBILDUNGEN



Kurzfassung | 5

1. KURZFASSUNG
Langfristige, aus heutiger Sicht gutverzinste Sparverträ­
ge sind attraktiv für Verbraucher, die beim Thema Geld­
anlage auf Sicherheit setzen wollen anstatt auf Risiko. 
Gerade diese vor vielen Jahren abgeschlossenen Anla­
geprodukte sind derzeit in Gefahr. Einige Finanzinstitute 
versuchen mit großem Aufwand diese loszuwerden, weil 
sie für die Anbieter in dem aktuellen Niedrigzinsumfeld 
unrentabel und damit zur Last geworden sind. Diese Stu­
die verfolgt das Ziel, die vielfältigen Vorgehensweisen zu 
untersuchen, mittels derer einige Kreditinstitute versu­
chen, Verbraucher aus „Altverträgen“ herauszudrängen. 
Diese zu ordnen und aus Verbrauchersicht zu bewerten 
ist notwendig, weil eine Überblicksdarstellung der Vor­
gehensweisen der Anbieter bisher nicht vorliegt. 

Datenbasis und Vorgehensweise

Der Marktwächter Finanzen hat über die Verbraucher­
zentralen die Möglichkeit, die Verhaltensweisen von 
Anbietern gegenüber ihren Kunden auf Basis exklusiver, 
verbrauchergenerierter Daten zu rekonstruieren und 
auszuwerten. So lag dem Marktwächter für diese Unter­
suchung eine Vielzahl von Schreiben vor, die Finanzins­
titute im Rahmen einer bestehenden Vertragsbeziehung 
an einzelne Verbraucher versandt haben. Zu den hier 
beschriebenen Verhaltensweisen liegt jeweils mindes­
tens ein lückenlos dokumentierter Verbraucherfall und 
darüber hinaus Sachverhaltsschilderungen aus ver­
schiedenen Beratungsstellen der Verbraucherzentralen 
bundesweit zum gleichen Sachverhalt vor. Die Verbrau­
cherzentralen verzeichneten in den Jahren 2015 bis 2017 
insgesamt über 7.200 Beschwerden zu Kündigungen von 
Bausparverträgen und Banksparplänen.

Kunden durch Überredungskunst aus  
gutverzinsten Verträgen locken

Einige Finanzinstitute versuchen auf vielfältige Weise, 
Verbraucher dazu zu bringen, ihre gutverzinsten Spar­
verträge aufzugeben. Manche suggerieren etwa die amt­
liche Zustimmung zum eigenen Vorgehen oder betonen 
nur die negativen Aspekte eines bestehenden Vertrags. 
So verweist zum Beispiel eine Sparkasse bei einem Prä­
miensparvertrag mit variablem Zins auf die derzeit ex­
trem niedrigen Zinsen, unterlässt es aber zu erwähnen, 
dass das Anlageprodukt durch die Prämie trotzdem eine 

attraktive Rendite für den Verbraucher erzielt. Diese und 
andere Vorgehensweisen dienen Finanzinstituten dazu, 
aus ihrer Sicht unrentable Verträge loszuwerden. Dies 
geschieht ohne Rücksicht auf das Vertrauen der Verbrau­
cher in die Gültigkeit der Verträge.

Enge Vertragsauslegung zu Ungunsten  
von Verbrauchern

Auch vermeintliche Verstöße gegen Vertragsbedingun­
gen, wie sie etwa für das Bausparen in den Allgemeinen 
Bedingungen für Bausparverträge (ABB) festgelegt sind, 
nutzen Anbieter, um aus ihrer Sicht unrentable Verträge 
loszuwerden. So ändern etwa einige Bausparkassen ihre 
jahrelange Geschäftspraxis und fordern teils hohe Geld­
beträge nach, wenn Verbraucher jahrelang weniger ein­
gezahlt haben als vereinbart. Wer die Forderungen nicht 
bedienen kann, dem wird der Bausparvertrag gekündigt, 
obwohl die geringere Einzahlung von der Bausparkasse 
jahrelang akzeptiert wurde.

Kreative Kündigungsgründe:  
Vertragstreue ist passé

Letztes Mittel der Finanzinstitute ist schließlich die 
Kündigung gut verzinster Verträge. Die vorgebrachten 
Begründungen sind vielfältig. Bausparkassen argumen­
tieren damit, die Interessen des Bausparkollektivs zu 
schützen. Mehrere Sparkassen brachten auch „kauf­
männische Grundsätze“ ins Spiel: Als Wirtschaftsunter­
nehmen unterlägen sie dem Gebot der Wirtschaftlichkeit 
und müssten sich daher von bestehenden Prämienspar­
verträgen trennen. Ein Finanzinstitut sah gar in der Um­
stellung der eigenen Software die Geschäftsgrundlage 
gestört und kündigte aus wichtigem Grund langfristige 
Riester­Sparverträge mit Bezug auf § 313 BGB. Die Inter­
essen der Verbraucher übergehen die Anbieter in diesen 
Fällen, von Vertragstreue kann auf Seiten dieser Finanz­
institute keine Rede sein.
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2. EINLEITUNG
Das aktuell vorherrschende Niedrigzinsumfeld bestimmt 
seit einigen Jahren die Bedingungen am Finanzmarkt 
und das Verhalten der Akteure. Finanzinstitute passen 
sich den geänderten Rahmenbedingungen an, mit der le­
gitimen Zielsetzung, die Ertragslage fortlaufend zu opti­
mieren. Gegenstand der vorliegenden Untersuchung des 
Marktwächters Finanzen ist es, solche Reaktionen der 
Finanzinstitute, die zu einem erhöhten Beschwerdeauf­
kommen in der Beratungspraxis der Verbraucherzent­
ralen geführt haben, aus Perspektive der Verbraucher 
darzustellen. Gegenstand des erhöhten Beschwerdeauf­
kommens sind Verhaltensweisen der Finanzinstitute, 
welche Bausparverträge und andere langfristige Spar­
verträge betreffen.

Bausparverträge und andere langfristige Sparverträge 
gehören zu den beliebtesten Anlageformen in Deutsch­
land – zwei Drittel der Verbraucher über 18 Jahre verfü­
gen über mindestens einen dieser Verträge.1 Doch aus 
Sicht der Anbieter sind diese für Verbraucher hochren­
tierlichen Verträge offenbar zur Last geworden. Denn 
seit vielen Jahren ist zu beobachten, dass einige Finanz­
institute bemüht sind, diese Verträge wieder loszuwer­
den.

Bausparkassen kündigen alte, gut verzinste Bauspar­
verträge, gleiches versuchen Sparkassen, Volksbanken 
und Geschäftsbanken mit lukrativen Prämiensparverträ­
gen, Banksparplänen und Festgeldern. Die Gesamtzahl 
der betroffenen Verbraucher lässt sich kaum zuverlässig 
ermitteln, da die meisten Finanzinstitute keine Angaben 
zur Zahl der Vertragskündigungen veröffentlichen. Im 
Dezember 2007 war in einer Anhörung des Deutschen 
Bundestages von mehreren tausend gekündigten Bau­
sparverträgen einer Bausparkasse die Rede,2 die Frank­
furter Allgemeine Zeitung meldete im September 2017, 
dass die 20 deutschen Bausparkassen bislang mehr als 
260.000 Verträge gekündigt hätten.3 Zu diesen Zahlen 
müssen viele Tausend Kunden regionaler Sparkassen 
und Volksbanken noch hinzugerechnet werden, die in 

1 Computergestützte Onlineinterviews (CAWI Bus), n=1.005 Personen in 
Deutschland ab 18 Jahren, bundesweit repräsentativ, Erhebungszeit­
raum 16. – 19. 10.2017, max. +/­ 3 % Fehlertoleranz, Forsa marplan

2 Deutscher Bundestag Drs. 16/7610. (2007). Kleine Anfrage von Bünd­
nis90/Die Grünen „Anlegerschutz für Bausparkassenkundinnen und 
Bausparkassenkunden“.

3 Frankfurter Allgemeine Zeitung, Rückschlag für Bausparkassen, 1.9.2017.

den vergangenen Jahren zu einer Änderung langfristiger 
Sparverträge gedrängt und überredet wurden (siehe Ka­
pitel 9). 

Auch in den Beratungen der Verbraucherzentralen ist 
dieses Phänomen spürbar. So verzeichneten die Ver­
braucherzentralen für die Jahre 2015 und 2016 bundes­
weit mehr als 4.500 Beratungen, in denen Beschwerden 
zu Kündigungen von Bausparverträgen und Bankspar­
plänen thematisiert wurden. Im vergangenen Kalender­
jahr 2017 wurden gut 2.700 weitere Beschwerden zu an­
bieterseitigen Kündigungen erfasst.

Finanzinstitute versuchen auf vielerlei Art, diese gut 
rentierlichen „Alt­Verträge“ loszuwerden und den al­
ten Leitsatz „pacta sunt servanda – Verträge sind ein­
zuhalten“ zu umgehen. In dieser Untersuchung sollen 
die Vorgehensweisen der Unternehmen systematisch 
geordnet und im Detail beschrieben sowie auf die aus 
Verbrauchersicht problematischen Aspekte hingewiesen 
werden.

Als Datenbasis greifen wir auf das sogenannte Früh­
warnnetzwerk des Marktwächters zurück. Dabei han­
delt es sich um eine qualitative Datenbank, in die die 
Beratungskräfte der 16 Verbraucherzentralen aus ihrer 
Sicht besonders auffällige, häufig auftretende oder ty­
pische Beschwerden einschließlich einer Fallschilderung 
an den Marktwächter melden. Im Zeitraum von Oktober 
2015 bis Ende 2017 erhielt der Marktwächter mehr als 
900 Fälle im Zusammenhang mit langfristigen Spar­ 
oder Bausparverträgen, die seitens des Kreditinstituts 
vorzeitig gekündigt wurden oder deren Beendigung vom 
Kreditinstitut beabsichtigt wurde. Zu etwa jedem vierten 
Fall liegen uns die kompletten Vertragsunterlagen und 
Anschreiben der Unternehmen vor. 

Aus den verschiedenen Meldungen ließen sich be­
stimmte Muster im Verhalten der Finanzinstitute erken­
nen, die sich in gleichlautenden Formulierungen und 
Argumentationen, in zu bestimmten Zeiten versandten 
Kunden­Anschreiben und in ähnlichen Vorgehenswei­
sen widerspiegelten. Phasenweise tauchten bundes­
weit die gleichen Sachverhalte einzelner Unternehmen 
häufiger auf. Wir stießen auf Schreiben, die teilweise 
am gleichen Tag an eine Vielzahl von Verbrauchern ver­

http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/sparen-und-geld-anlegen/nach-urteil-aus-karlsruhe-rueckschlag-fuer-bausparkassen-15179243.html
http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/sparen-und-geld-anlegen/nach-urteil-aus-karlsruhe-rueckschlag-fuer-bausparkassen-15179243.html
http://www.faz.net/aktuell/finanzen/meine-finanzen/sparen-und-geld-anlegen/nach-urteil-aus-karlsruhe-rueckschlag-fuer-bausparkassen-15179243.html
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schickt worden sein müssen. Protokollierte Erfahrungs­
berichte über Kundengespräche mit Mitarbeitern eines 
Finanzinstituts nahmen wir nur dann auf, wenn verschie­
dene Verbraucher die gleichen Sachverhalte zu diesem 
Finanzinstitut vortrugen. Der Marktwächter Finanzen hat 
somit die Möglichkeit, die Verhaltensweisen von An­
bietern gegenüber ihren Kunden auf Basis exklusiver, 
verbraucher generierter Daten zu rekonstruieren und 
auszuwerten. 

Einige Vorgehensweisen lassen sich bei mehreren Un­
ternehmen finden. Manche Finanzinstitute versuchen 
im Umgang mit ihren Kunden in mehreren Eskalati­
onsstufen ihre Ziele zu erreichen. Es kann nicht ausge­
schlossen werden, dass es weitere Unternehmen gibt, 
die in gleicher oder ähnlicher Weise agiert haben, deren 
Verhalten dem Marktwächter bisher jedoch nicht gemel­
det wurde. So behandelt dieser Bericht nur einen Aus­
schnitt des Unternehmensverhaltens und beansprucht 
nicht, eine allumfassende Darstellung sämtlicher Facet­
ten von Unternehmensverhalten im aktuellen Niedrig­
zinsumfeld zu sein. Die Nennung von Unternehmensna­
men dient hier als Beleg für ein tatsächlich vorliegendes 
Verhalten.

Die dem Marktwächter zur Verfügung gestellten Briefe 
enthalten individuelle Verbraucherdaten, die nicht ver­
öffentlicht werden können. Da nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass die uns vorliegenden Anschreiben 
Merkmale enthalten, die den Unternehmen eine Zuord­
nung des Briefes zum Empfänger ermöglichen, haben 
wir uns gegen eine anonymisierte Veröffentlichung ent­
schieden. Die den Unternehmen zugewiesenen Zitate 
sind jederzeit belegbar. Darüber hinaus flossen in diese 
Untersuchung Veröffentlichungen der Unternehmen und 
Medienberichte ein.

In Kapitel 3 gehen wir zunächst näher auf das aktuelle 
Niedrigzinsumfeld und seine Auswirkungen auf Unter­
nehmen und Verbraucher ein. Um das Vorgehen der 
Unternehmen und die Verbrauchersituation besser 
einordnen zu können, stellen wir in Kapitel 4 dar, wie 
diese langfristigen Sparverträge funktionieren und mit 
welchen Argumenten sie den Verbrauchern bei Vertrags­
abschluss verkauft wurden. Die aktuelle Rechtslage zur 
Kündigung seitens der Unternehmen erläutern wir in Ka­
pitel 5. Mit dem Verhalten, welches Unternehmen in der 
Niedrigzinsphase gegenüber ihren langjährigen Kunden 
zeigen und wie sie dieses Vorgehen begründen, setzen 

wir uns in Kapitel 6 auseinander. In Kapitel 7 ziehen wir 
ein Fazit.
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3. NIEDRIGZINSUMFELD
Der Rat der Europäischen Zentralbank (EZB) hält den 
Leitzins seit Ende 2012 deutlich unter 1 Prozent und seit 
März 2016 auf einem Rekordtief von null Prozent. Par­
ken Banken überschüssiges Geld kurzfristig bei der EZB 
(Übernachtanlage oder Overnight­Money), müssen sie 
dafür seit März 2016 einen Zins von 0,4 Prozent zahlen.4 
Inwiefern die Zinspolitik der EZB ursächlich für das Nied­
rigzinsumfeld ist, soll hier nicht erörtert werden. 

3.1  DAS NIEDRIGZINSUMFELD AUS 
SICHT DER FINANZINSTITUTE

Laut einem von der Deutschen Bundesbank veröffent­
lichten Diskussionspapier5 stellt das derzeitige Nied­
rigzinsumfeld für deutsche Banken eine besondere He­
rausforderung dar. Denn zum einen seien die deutschen 
Banken sehr viel stärker als andere vom Zinsgeschäft 
abhängig. Mit dem gesunkenen Zinsniveau verringert 
sich die Zinsmarge, die eine wichtige Einkommensquel­
le für Kreditinstitute darstelle. Zum anderen seien die 
deutschen Banken im internationalen Vergleich deutlich 
weniger rentabel, was sich in einem vergleichsweise un­
günstigen Verhältnis von Aufwand zu Ertrag zeige.

Wie es um die Unternehmen in diesem Niedrigzinsum­
feld bestellt ist, erhebt die Bundesanstalt für Finanz­
dienstleistungsaufsicht (BaFin) seit 2013 regelmäßig 
alle zwei Jahre durch eine Umfrage zur Ertragslage und 
Widerstandsfähigkeit bei rund 1.500 kleinen und mittel­
großen deutschen Kreditinstituten. In der jüngsten Ver­
öffentlichung stellen BaFin und Deutsche Bundesbank 
fest, dass die deutschen Finanzinstitute den Rückgang 
ihrer Gesamtkapitalrentabilität für die folgenden fünf 
Jahre im Sommer 2017 zumindest weniger drastisch 
einschätzen als noch im Jahr 2015: Anstelle eines Rück­
gangs um 25  Prozent gehen sie jetzt von einem Rück­
gang um 16 Prozent aus.6 

Der für die Bankenaufsicht zuständige Vorstand der Bun­
desbank Andreas Dombret betonte: „Die durch niedrige 
Zinsen verursachte Durststrecke ist längst noch nicht 
überstanden“. Er wies jedoch auch darauf hin, dass 

4 Stand 9. August 2017.
5 Dombret, Andreas u.a. „Will German banks earn their cost of capital?!“, 

2017.
6 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 30.08.2017, Pressenotiz.

deutsche Institute überwiegend gut kapitalisiert seien. 
Raimund Röseler, BaFin­Exekutivdirektor für Bankenauf­
sicht, fügte hinzu, dass die gute Kapitalausstattung der 
meisten Institute dabei helfe, die Effekte aus dem Nied­
rigzinsumfeld abzufedern. „Auch nach Stress sind die 
Institute überwiegend stark kapitalisiert und können die 
aufsichtlichen Kapitalanforderungen weit übererfüllen“, 
erläuterte Röseler.7

Auch im Hinblick auf die Bausparkassen ziehen BaFin 
und Deutsche Bundesbank im Stresstest vom Sommer 
2017 ein verhalten optimistisches Resümee. Das aktu­
elle Niedrigzinsumfeld belaste zwar die Ertragskraft der 
Bausparkassen, die Szenario­Berechnungen zeigten je­
doch, dass sich die Ertragslage bei anhaltend niedrigen 
oder steigenden Zinsen im Zeitablauf stabilisiere. Nur 
bei einem weiter fallenden Marktzinsniveau rechnen 
BaFin und Deutsche Bundesbank damit, dass sich der 
Druck auf die Ertragslage fortsetzen würde. Insgesamt 
seien die Zinssätze für Bauspardarlehen, die in älteren 
Verträgen festgelegt wurden, derzeit einfach weniger 
attraktiv für Kunden als die aktuellen Konditionen einer 
klassischen Wohnimmobilienfinanzierung. Da gleichzei­
tig die Zinssätze für Bausparguthaben, die in der Vergan­
genheit angespart wurden, vergleichsweise hoch seien, 
nähmen Bausparer derzeit weniger Bauspardarlehen in 
Anspruch. Die Nachfrage nach Bausparverträgen habe 
aber, trotz niedriger Zinsen, nicht nachgelassen.8

Unternehmen reagieren, indem sie Produkte, die durch 
das gesunkene Zinsniveau unrentabel geworden sind, 
nicht mehr anbieten oder vorzeitig auflösen, Kosten re­
duzieren oder zusätzliche Entgelte von Kunden erheben. 
Einige Beispiele: Die zur Altersvorsorge von der Stiftung 
Warentest stets herausgestellten Riester­Banksparplä­
ne9 werden im Frühjahr 2017 kaum mehr angeboten. 
Überregionale Angebote meldeten jüngst auf Anfrage 
der Stiftung Warentest nur noch zwei Anbieter.10 

7 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 30.08.2017, Pressenotiz.
8 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 30.08.2017, Pressenotiz.
9 Stiftung Warentest, 21.10.2008, „Riester­Banksparpläne: Eine faire Al­

tersvorsorge“. 
10 Stiftung Warentest, Finanztest, 10/2017, „Kaum noch bundesweite An­

gebote“, S. 30.

https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Themen/2017/2017_02_01_diskussionspapier_banken_ertragssituation.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Themen/2017/2017_02_01_diskussionspapier_banken_ertragssituation.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.htm
https://www.test.de/Riester-Banksparplaene-Eine-faire-Altersvorsorge-1723579-0/
https://www.test.de/Riester-Banksparplaene-Eine-faire-Altersvorsorge-1723579-0/
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.html
https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/BBK/2017/2017_08_30_pressegespraech.html
https://www.test.de/Riester-Banksparplaene-Eine-faire-Altersvorsorge-1723579-0/
https://www.test.de/Riester-Banksparplaene-Eine-faire-Altersvorsorge-1723579-0/
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Im Mai 2017 teilte die Volksbank Reutlingen eG mit, für 
Einlagen über 10.000 Euro auf dem Tagesgeldkonto (VR­
FlexGeld) zukünftig Negativzinsen in Höhe von 0,5 Pro­
zent zu verlangen. Nach Ansicht der Volksbank Reut­
lingen handelte es sich um ein „Verwahrentgelt“. Ob 
Negativzinsen oder Verwahrentgelte für Sparguthaben 
tatsächlich von Verbrauchern verlangt werden können, 
muss noch gerichtlich geklärt werden. Die Verbraucher­
zentrale Baden­Württemberg hält Negativzinsen auf 
Sparguthaben für rechtswidrig und hat gegen die Volks­
bank geklagt. In erster Instanz gab am 26.01.2018 das 
Landgericht Tübingen der Verbraucherzentrale Recht (AZ 
4 O 187/17, Urteil nicht rechtskräftig). Die Verbraucher­
zentrale Sachsen hält überdies auch ein Entgelt auf das 
Guthaben für die Verwahrung von Einlagen auf Kontokor­
rentkonten für rechtswidrig. Hier steht die gerichtliche 
Entscheidung in erster Instanz noch aus.

Für die erste größere Kündigungswelle langfristiger Spar­
verträge, die Resonanz in den Medien erfuhr, sorgte die 
Sparkasse Ulm AöR, die seit 2013 über einen Zeitraum 
von mehr als zwei Jahren versuchte, tausende Kunden 
aus Scala­Sparverträgen herauszudrängen.11 

3.2  DIE AUSWIRKUNGEN DES NIEDRIG-
ZINSUMFELDS AUF VERBRAUCHER

Das derzeitige Niedrigzinsumfeld stellt auch für Verbrau­
cher im Rahmen des Vermögensaufbaus und des Vermö­
genserhalts eine Herausforderung dar. Für sichere Spar­
verträge erhalten Verbraucher kaum noch Zinsen. Der 
durchschnittliche Zinssatz für Spareinlagen mit dreimo­
natiger Kündigungsfrist betrug im November 2017 laut 
Deutscher Bundesbank 0,18 Prozent. Für Festgelder mit 
einer Laufzeit von fünf Jahren werden kaum mehr ange­
boten.12 

Laut einer repräsentativen Umfrage von forsa im Auftrag 
des Marktwächters besitzen 66 Prozent der Verbraucher 
in Deutschland mindestens einen langfristigen Sparver­
trag (gefragt wurde nach Bausparvertrag, Banksparplan, 
Kapitallebens­ und Rentenversicherung).13 

11 Handelsblatt, 05.02.2016, „Scala­Streit ist endlich vorbei“.
12 Deutsche Bundesbank Zeitreihe BBK01.SUD105, Effektivzinssätze Ban­

ken DE/Neugeschäft/Einlagen privater Haushalte, vereinbarte Kündi­
gungsfrist bis 3 Monate.

13 Computergestützte Onlineinterviews (CAWI Bus), n=1.005 Personen in 
Deutschland ab 18 Jahren, bundesweit repräsentativ, Erhebungszeit­
raum 16. – 19.10.2017, max. +/­ 3 % Fehlertoleranz, forsa marplan

Langfristiges Sparen ist für Verbraucher weiterhin äu­
ßerst wichtig, denn in Folge der Teilprivatisierung der 
Altersvorsorge sind sie gezwungen, selbst Sparverträge 
abzuschließen und für das Alter vorzusorgen. Das Plat­
zen der New­Economy­Blase und die Finanzkrise haben 
bei Verbrauchern zudem eine Skepsis gegenüber spe­
kulativen Anlagen zurückgelassen.14 So ist es nicht ver­
wunderlich, dass Verbraucher an älteren Sparverträgen, 
für die sie heute vergleichsweise gute Zinsen erhalten, 
festhalten wollen. Die nun angedrohten oder ausgespro­
chenen Kündigungen stellen für Verbraucher ein Prob­
lem dar, weil im Falle einer Beendigung des bisherigen 
Sparvertrags bei Abschluss eines neuen Sparvertrags 
derzeit bei vergleichbarer Sicherheit geringere Renditen 
zu erzielen sind. 

Das niedrige Zinsniveau bringt für Verbraucher, die der­
zeit einen Darlehensbedarf haben, auch Vorteile. Auch 
Darlehenszinsen sind im historischen Tief. Die Effektiv­
zinsen auf Immobiliendarlehen bewegen sich im Som­
mer 2017, je nach Laufzeit und Beleihungswert, zwischen 
circa 1 und 2 Prozent. Angesichts solcher Marktkonditio­
nen sind Bauspardarlehen aus älteren Bausparverträ­
gen, deren Effektivzinsen häufig zwischen 4 und 5 Pro­
zent liegen, für Verbraucher nicht wirtschaftlich. 

14 Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, Oktober 2015.
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4. SITUATION BEI VERTRAGSABSCHLUSS
Gegenüber den Verbraucherzentralen schildern betrof­
fene Verbraucher angesichts der Kündigung ihrer lang­
fristigen Sparverträge, dass sie sich von den damaligen 
Werbeversprechen getäuscht und von den Unternehmen 
unfair behandelt fühlen. Einige Verbraucher zeigen sich 
eingeschüchtert und fühlen sich veranlasst, auf die ge­
wünschte Vertragsänderung einzugehen. Andere mei­
nen sogar, dem Finanzinstitut entgegenkommen zu müs­
sen, um es zu „retten“, denn von einer Insolvenz wären 
sie noch mehr betroffen.15 

Ein Verbraucher verglich im Interview mit der ZDF­Sen­
dung WISO am 23. Januar 2017 die Situation der Finanz­
institute mit der Darlehensaufnahme durch Verbraucher. 
Er stellte fest, dass Verbraucher einen Kredit auch bis 
zum letzten Cent zurückzahlen müssten und ergänzte: 
„Werde ich krank oder arbeitslos, kann ich meine Rate 
auch nicht einstellen.“16 In einem weiteren Fernseh­
beitrag von WISO am 20. Februar 2017 meinte ein Bau­
sparkunde: „Wenn ich mich verzockt habe, muss ich da­
für auch gradestehen.“17

15 Berater der Verbraucherzentrale haben von Kündigungen betroffene 
Verbraucher im Rahmen der Beratung nach ihrer Meinung zu dem Ver­
halten des Unternehmens befragt. April/Mai 2017.

16 Günther Asche in: ZDF­WISO, 23.01.2017, Beitrag zu VR­Bank Nürnberg. 
17 Josef Herbort in: ZDF­WISO, 20.02.2017, Beitrag zum Bausparkassen­

Um die Verärgerung der Verbraucher nachvollziehen zu 
können, bedarf es einer Analyse der Umstände bei Ver­
tragsabschluss. Die meisten Sparverträge, die die Un­
ternehmen heute gerne loswerden wollen, wurden etwa 
um die Jahrtausendwende abgeschlossen. Zu dieser Zeit 
wurde die Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
diskutiert und beschlossen (2000/2001). Verbraucher 
waren von nun an aufgefordert selbst fürs Alter vorzusor­
gen und langfristig zu sparen. Gleichzeitig waren sichere 
Sparanlagen zu immer geringeren Zinsen zu bekommen:  
siehe Abbildung 1.

Um die Jahrtausendwende erhielten Verbraucher auf 
Spareinlagen18 etwa 1,2 Prozent Sparzinsen, bei mindes­
tens vierjähriger Laufzeit19 waren es im Schnitt 4,2 Pro­
zent. Die Rendite von Bundeswertpapieren20 mit einer 
Restlaufzeit von zehn Jahren lag bei 5,3 Prozent.

Urteil des BGH.
18 Bundesbank­Statistik, Monatsbericht Zeitreihe BBK01.SU0022 Ha­

benzinsen Banken/Spareinlagen mit Mindest­/Grundverzinsung mit 
dreimonatiger Kündigungsfrist/Durchschnittssatz.

19 Bundesbank­Statistik, Monatsbericht Zeitreihe BBK01.SU0028 Haben­
zinsen Banken/Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist von 4 
Jahren und darüber/Durchschnittssatz.

20 Bundesbank­Statistik, Monatsbericht BBK01.WZ3409 Aus der Zinsstruk­
tur abgeleitete Renditen für Bundeswertpapiere mit jährl. Kuponzahlun­
gen/RLZ 10 Jahre/Monatsendstand.

1 RENDITEN BZW. ZINSEN AUF SPAREINLAGEN UNTERSCHIEDLICHER LAUFZEIT
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Quelle: Deutsche Bundesbank. Die Grafik basiert auf folgenden Quellen: Zeitreihen der Deutschen Bundesbank: BBK01.WZ3409: Renditen für Bundes­
wertpapiere, Restlaufzeit 10 Jahre; BBK01.SU0031: Sparbriefe, vierjährige Laufzeit; BBK01.SU0022: Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist

Sparzinsen/Renditen 1993 – 2003
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4.1  BAUSPARVERTRÄGE

Bei einem Bausparvertrag legt die Bausparkasse die 
Höhe der Guthaben­ und der Darlehenszinsen, die sie 
dem Kunden gewährt, für jeden Tarif fest. Bis etwa zur 
Jahrtausendwende lebten Bausparkassen von der Dif­
ferenz aus den unter Marktniveau liegenden Guthaben­
zinsen und den günstigeren Darlehenszinsen für ausge­
gebene Bauspardarlehen. Üblich waren Tarife mit 2 bis 
2,5 Prozent Guthaben­ und 4,5 bis 5 Prozent Darlehens­
zinsen. 

Nach einem Rückgang der Zinsen für Immobiliendarle­
hen seit dem Jahr 1990 ging die Nachfrage nach Bau­
spardarlehen deutlich zurück, weil Immobilienkäufer 
günstigere Darlehen auf dem Kapitalmarkt erhielten. 
„Der mühevoll erworbene Anspruch auf das Bauspar­
darlehen war für viele Bausparer plötzlich nichts mehr 
wert. Auf der anderen Seite zahlten die Kassen teilweise 

höhere Sparzinsen als Banken“, berichtete die Stiftung 
Warentest im April 2000.21 

Seitdem wurden Bausparverträge auch aktiv als Mög­
lichkeit der Geldanlage bzw. zur Vermögensbildung 
verkauft. Etwa seit Mitte der 1980er­Jahre legten Bau­
sparkassen sogenannte Renditetarife auf mit Beinamen 
wie „Option“22, „Flex(ibel)“23 oder „Vario“24. Laut der All­
gemeinen Bedingungen für Bausparverträge gewähren 
diese Tarife dem Bausparer die Wahlmöglichkeit, bei 
Darlehensverzicht nachträglich einen höheren Gutha­
benzins oder einen Zinsbonus auf das Bausparguthaben 
zu erhalten. Zentrales Verkaufsargument war in diesen 
Fällen also nicht ein zinsgünstiges Darlehen, sondern 
ein höherer Zins bei Verzicht auf das Bauspardarlehen.

21 Stiftung Warentest, Finanztest, 4/2000, „Solide Bauen“, S. 12­24.
22 Diese Tarifbezeichnung verwendet zum Beispiel die HUK Coburg Bau­

sparkasse (heute: Aachener Bausparkasse AG).
23 Diese Tarifbezeichnung verwenden zum Beispiel die Bausparkasse 

Mainz AG und die Deutscher Ring Bausparkasse AG.
24 Diese Tarifbezeichnung verwenden zum Beispiel die LBS Bausparkassen.

2 AUSZUG AUS EINEM WERBEFLYER DER BAUSPARKASSE  
HUK-COBURG BAUSPARKASSE AG, 2004
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Im Mai 2004 lockte die HUK­Coburg Bausparkasse AG 
(heute Aachener Bausparkasse AG) Sparer auf diese Art 
und Weise zum Vertragsabschluss: Mit dem Optionsbau­
sparen könne sich der Bausparer eine „attraktive Gutha­
benverzinsung […] bei Nichtinanspruchnahme des Dar­
lehens und mindestens 7 Jahre Laufzeit.“ sichern. „Ganz 
gleich, welche Wünsche und Ziele Sie verfolgen…“, hieß 
es in diesem Werbeflyer weiter, „renditestark sparen 
und die zweifache staatliche Förderung ausschöpfen“, 
siehe Abbildung 2. 

Genau diese Bausparverträge wurden im Jahr 2017 von 
der Aachener Bausparkasse, die 2012 mit der HUK Co­
burg Bausparkasse AG fusionierte, wegen Störung der 
Geschäftsgrundlage tausendfach gekündigt (siehe Kapi­
tel 5.1.2 und 6.3.1).

Die Grafik in Abbildung 3 stammt aus einem Flyer, in 
dem Sparen neben Wohneigentum als gleichberechtige 
Anlageform beworben wird:

3 AUSZUG AUS EINEM WERBEFLYER DER BHW ZUM TARIF DISPO MAXX, 2006 

Quelle: http://www.dummer.de [zuletzt abgerufen: 14.03.2018]

Mit einem Bausparvertrag erwirbt sich der Bausparer 
die Möglichkeit, ein Bauspardarlehen zu einem bereits 
bei Vertragsabschluss festgelegten Zinssatz in Anspruch 
zu nehmen. Der Bausparer hat jedoch nicht die Pflicht, 
das Bauspardarlehen nach Zuteilung auch aufzuneh­
men. Bausparverträge dürfen bis zur Bausparsumme 

bespart werden.25 Die in jedem Bausparvertrag vorgese­
hene Abschlussgebühr in Höhe von 1 bis 3  Prozent ist 
jeweils auch auf die volle Bausparsumme zu entrichten. 
Der Bausparvertrag kann also auch als Sparvertrag zum 
Vermögensaufbau verwendet werden. Folgende Beispie­

25 BGH, Urteil v. 21.02.2017, Az. XI ZR 272/16, Rn. 32 bzw. Az. XI ZR 185/16, 
Rn. 29.

http://www.dummer.de/AA%202009/Versicherer/BHW/Dispo%20Max%20Flyer%20%2020090309042919316.pdf
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le aus der Bausparkassenwerbung machen Verbraucher 
auf diese Möglichkeit aufmerksam. 

In der Werbung der Quelle Bausparkasse AG für ihr Di­
rektPlus Bausparen aus dem Jahr 2004 hieß es: 

„Muss ich mein Bausparguthaben später zum Bauen 
verwenden? – Nein, Sie können nach Ablauf der Bin­
dungsfrist über Ihr Guthaben frei verfügen […] Lohnt 
sich DirektPlus auch für Ältere? – Ja, auf jeden Fall. Wer 
Rente oder Pension bezieht und darüber hinaus kei­
ne anderen hohen Einkünfte zu versteuern hat, kann 
voll in den Genuss der 8,8% Bausparprämie kommen. 
Das ist bei Verheirateten ein stattliches Geldgeschenk 
von bis zu 720,88 Euro. Damit ist DirektPlus Sparen 
ein attraktiver Baustein zur persönlichen Altersvor­
sorge und für Eigenheimbesitzer ein willkommenes 
finanzielles Polster für eventuelle Renovierungs­ und 
Modernisierungsvorhaben.“26

26 Werbeflyer der Quelle Bausparkasse AG, 2004.

Die BHW bewirbt ihr Produkt BHW Dispo maXX im Jahr 
2006 folgendermaßen in ihrem Flyer:

„BHW Dispo maXX: zwei Ziele – eine Lösung. Wollen Sie 
sich den Traum von den eigenen vier Wänden erfüllen 
oder Ihr Geld mit attraktiver Rendite sicher anlegen? Mit 
BHW Dispo maXX erreichen Sie Ihre individuellen Ziele 
beim Bauen und Sparen.“

Oder: „Attraktive Rendite mit Wachstumschancen: Von 
Anfang an haben Sie Anspruch auf eine attraktive Ren­
dite. Denn: Brauchen Sie keine Finanzierung, profitieren 
Sie von einer Gesamtverzinsung, die bis zu 4,0% betra­
gen kann – entsprechend der Kapitalmarktentwicklung. 
Im Jahr 2006 sind das satte 3%.“27

Bausparverträge wurden explizit als geeignete Sparanla­
ge zur privaten Altersvorsorge beworben und blickfang­
mäßig hervorgehoben: 

27 Werbeflyer der BHW, 2006. 

Quelle: http://www.brand­history.com [zuletzt abgerufen: 14.03.2018]

4 WERBEPLAKAT DER BAUSPARKASSE BHW, 2001

https://brand-history.com/bhw-bausparkasse-ag/bhw-bausparkasse/bhw-bausparkasse-bhw-ihr-finanzpartner-private-vorsorge-fur-meine-zukunft-seh-ich-blau
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Mit einem Bausparvertrag kann bei entsprechenden Vor­
aussetzungen auch staatliche Förderung in Anspruch ge­
nommen werden, deren Inanspruchnahme nicht an die 
spätere Darlehensaufnahme zu wohnungswirtschaftli­

chen Zwecken gebunden ist. So warb die Bausparkasse 
Schwäbisch Hall bildmächtig dafür, einen Bausparver­
trag abzuschließen und damit „alle €xtras vom Staat“ zu 
erhalten (Abbildung 5). 

Zudem wurden lange Zeit auf Bausparverträge auch 
dann staatliche Wohnungsbauprämien gewährt, wenn 
Verbraucher den Bausparvertrag nicht für wohnungs­
wirtschaftliche Zwecke nutzten. Bis heute gilt das wei­
terhin für Sparer bis zum 25. Lebensjahr.28

28 § 2 Abs. 2 Wohnungsbau­Prämiengesetz (WoPG 1996).

Die Werbeaussagen zeigen deutlich, dass diese Bau­
sparkassen seit Jahrzehnten selbst das Bild in der Öf­
fentlichkeit prägten, dass Bausparverträge nicht nur 
zum Bausparen verwendet werden können. Sie bewar­
ben und verkauften ihre Bausparverträge auch als Mittel 
zur Erzielung einer Rendite zum Vermögensaufbau – und 
damit auch als Geldanlage. 

Quelle: http://www.adsandbrands.com [zuletzt abgerufen: 14.03.2018]

5 WERBEPLAKAT DER BAUSPARKASSE SCHWÄBISCH HALL AG, 2011

http://www.adsandbrands.com/de/suche/18/start-1690/end-2018/suchbegriff-Schw%E4bisch%20Hall/sortierung1-title/sortierung2-datum/order1-ASC/order2-ASC/showbrand-marke/
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4.2  BANKSPARPLÄNE

Mit Hilfe eines Banksparplans konnten Sparer regelmä­
ßig gleichbleibende Beträge sicher anlegen. Häufig fin­
den sich Produkte dieser Art bei Sparkassen unter dem 
Begriff „Prämiensparen“, während andere Finanzdienst­
leister auch die Produktbezeichnung „Bonussparen“ 
verwenden.

Im Prinzip basieren Banksparpläne auf einem Sparkon­
to, auf das der Anleger regelmäßig feste Sparraten ein­
zahlt. Die Bank zahlt auf das Sparguthaben einen meist 
variablen Zins. Zusätzlich erhält der Anleger ab einer be­
stimmten Vertragslaufzeit Bonuszinsen oder Prämien. Je 
nach Anbieter unterscheiden sich die Banksparpläne in 
Bezug auf die Ausgestaltung dieser Prämien. Meist be­
rechnet sich die Prämie als Prozentsatz auf die Summe 
der im Vertragsjahr eingezahlten Sparraten. Diese Prämi­
en, bzw. Bonuszinsen steigen allmählich an und errei­
chen ab dem 15. Sparjahr zumeist Werte von 50 Prozent. 

Häufig werden die Prämien dem Sparguthaben am Jah­
resende gutgeschrieben und mitverzinst. Der sich ein­
stellende Zinseszinseffekt lässt das Sparguthaben fort­
an schneller wachsen. Prämiensparen wird damit meist 
umso rentabler, je länger man den Bonus­ oder Prämi­
ensparplan laufen lässt. Gleichwohl sind Verfügungen 
für Anleger unter Berücksichtigung einer dreimonatigen 
Kündigungsfrist jederzeit möglich.

Die Vorteile des Prämiensparens, so hieß es beispiels­
weise in Werbeflyern der Sparkassen Zwickau (1995) und 
Bernburg (1994), seien die hohe Flexibilität („einsteigen 
und aussteigen, wann immer Sie wollen“), die lange Ver­
tragslaufzeit („bis zu 25 Jahre sind möglich“) und die at­
traktive Rendite („je länger Sie regelmäßig sparen, desto 
höher die Prämie“). „Ab heute 400 DM monatlich ge­
spart, ergeben nach 25 Jahren rund 256.850 DM*. Ein be­
ruhigendes Polster.“ „Für die sichere finanzielle Zukunft 
Ihres Kindes – und für Ihre eigene“, schreibt die Sparkas­
se Leipzig im Werbeflyer mit emotionalen Bildern.

6 WERBEFLYER DER SPARKASSE LEIPZIG, 2000
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In der damaligen Werbung wurde die Langfristigkeit der 
Anlage besonders herausgestellt. Zudem zielte sie auf 
das Sicherheitsbedürfnis der Verbraucher ab. In den 
Flyern, die verschiedene Sparkassen29 in Deutschland 
mit nur geringen Abweichungen in der Zeit von 1994 
bis 2003 verwendeten, hieß es: „Ob Sie für individuelle 
Wünsche und Sparziele sparen, sich selbst ein solides 
Polster für die Zukunft anlegen oder Ihrem Kind eine si­
chere Grundlage für die Ausbildung bieten wollen. Un­
ser neues S­Prämiensparen­flexibel ist für alle Fälle eine 
ideale Sparform.“

29 Unter anderem die Sparkasse Anhalt­Bitterfeld AöR, Sparkasse Zwickau 
AöR und Sparkasse Bernburg AöR.

In Abbildung 7 werden die anfänglichen Zinssätze der 
Prämienspar­flexibel­Verträge der Sparkassen dem da­
maligen Zinsniveau gegenübergestellt. Deutlich sichtbar 
ist, dass die Zinssätze dieser langfristigen Sparverträge 
sich etwa im Bereich des Dreimonatsgeldes30 bewegten 
und jeweils deutlich unter dem Zinsniveau langfristiger 
Anlagen lagen (zum Vergleich lassen sich beispielswei­
se die Zinssätze inländischer Inhaberschuld­ bzw. Bank­
schuldverschreibungen heranziehen)31.

30 BBK01.SU0107: Geldmarktsätze am Frankfurter Bankplatz/Dreimonats­
geld/Monatsdurchschnitt, BBK01.SU0316:EURIBOR Dreimonatsgeld/
Monatsdurchschnitt.

31 BBK01.WU8616: Umlaufsrenditen inl. Inhaberschuldverschreibung/
Mittlere RLZ von über 9 bis 10 Jahren/Monatswerte.

Infolge des seit Mitte der 1990er Jahre fallenden Zins­
niveaus wurde der Sparzins der Prämiensparverträge 
regelmäßig nach unten angepasst. Im Jahr 2017 wurden 
die vorliegenden Verträge mit 0,01 bis 0,001 Prozent ver­
zinst. 

Mit Verweis auf die bei langer Vertragstreue auf bis zu 
50 Prozent der jährlichen Sparsumme ansteigende Prä­
mie, wurden Verträge mit vergleichsweise geringen Gut­
habenzinsen angeboten. Erst mit deutlich zunehmender 
Vertragsdauer gewann die Anlageform an Attraktivität. 

7 ZINSEN UNTERSCHIEDLICHER PRÄMIENSPARVERTRÄGE IM VERGLEICH ZU  
EURIBOR-DREIMONATSGELD UND UMLAUFRENDITE

Quelle: Deutsche Bundesbank

Anfänglicher Zins der S-Prämiensparverträge

An
ga

be
n 

in
 %

6

8

7

9

5

4

3

2

1

0

Ja
n.

 9
5

Ju
l. 

97

Ju
n.

 9
5

N
ov

. 9
5

S
ep

. 9
6

A
pr

. 9
6

Fe
b.

 9
7

D
ez

. 9
7

M
ai

. 9
8

O
kt

. 9
8

M
är

. 9
9

A
ug

. 9
9

Ju
n.

 0
0

Ja
n.

 0
0

N
ov

. 0
0

S
ep

. 0
1

A
pr

. 0
1

Fe
b.

 0
2

D
ez

. 0
2

Ju
l. 

02

M
ai

 0
3

M
är

. 0
4

O
kt

. 0
3

A
ug

. 0
4

Ju
n.

 0
5

Ja
n.

 0
5

N
ov

. 0
5

S
ep

. 0
6

A
pr

. 0
6

Geldmarktsätze am Frankfurter Bankplatz/Dreimonatsgeld/Monatsdurchschnitt

Umlaufsrenditen inl. Inhaberschuldverschreibung/Mittlere RLZ von über 9 bis 10 Jahren/Monatswerte

anfänglicher Sparzins von Prämiensparverträgen verschiedener Sparkassen



17Situation bei Vertragsabschluss | 

Ausweislich eines Produktvergleiches der Zeitschrift Fi­
nanztest im September 2004 konnte unter der Prämisse 
gleichbleibender Sparzinsen etwa die Rendite des Prä­
miensparvertrags der Sparkasse Leipzig von 1,5 Prozent 
auf 3,64 Prozent nach dem 15. Sparjahr ansteigen.32 Die 

32 Stiftung Warentest, Finanztest, 9/2004, „Sparers Liebling“, S. 35.

Sparkassen bewarben den durch die Prämien verstärk­
ten Zinseszinseffekt auf das Guthaben eindrücklich mit 
einer grafischen Darstellung in ihren Werbeflyern (vgl. 
Abbildung 8).

8 WERBEFLYER ZUM PRÄMIENSPAREN-FLEXIBEL DER KREISPARKASSE BERNBURG, 1994
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5. KÜNDIGUNGSRECHTE DER UNTERNEHMEN
In der Regel sind Kündigungsrechte vertraglich verein­
bart und ergeben sich aus den Bestimmungen zum Ver­
trag. In den Vertragsbedingungen älterer Sparverträge 
sind jedoch regelmäßig nur die Kündigungsrechte der 
Verbraucher beschrieben, die Kündigungsrechte des Un­
ternehmens nur insoweit, als Vertragspflichtverletzun­
gen des Verbrauchers vorliegen.

Neben den vertraglichen Kündigungsrechten kommen 
ordentliche Kündigungsrechte nach dem Darlehensrecht 
(§  488  BGB) oder außerordentliche Kündigungsrechte 
des allgemeinen Schuldrechts (§§  313, 314  BGB) bzw. 
des Darlehensrechts (§ 489 Abs. 1 BGB) in Frage.

5.1  BAUSPARVERTRÄGE

Zum Abschluss eines Bausparvertrags wird eine be­
stimmte Bausparsumme als Sparziel vereinbart. Über 
diesen Betrag kann der Bausparer eines Tages verfügen. 
Bis auf wenige Ausnahmen ergibt sich die Höhe des Bau­
spardarlehens aus der Differenz zwischen Bausparsum­
me und Bausparguthaben zum Zeitpunkt der Zuteilungs­
annahme. Auch die Abschlussgebühr und die Höhe des 
regelmäßigen Sparbeitrages (Regelsparbeitrag) werden 
aus der Bausparsumme ermittelt. Sämtliche Konditio­
nen des Bausparvertrags wie Sparzins und Bonus erge­
ben sich aus den Allgemeinen Bedingungen für Bauspar­
verträge (ABB), die je nach Tarif von der Bausparkasse 
festgelegt werden.

Ein klassischer Bausparvertrag besteht aus zwei Phasen, 
der Spar­ und der Darlehensphase. Der Übergang des 
Bausparvertrags von der Sparphase in die Darlehens­
phase geschieht üblicherweise nach Zuteilung des Bau­
sparvertrags durch die Bausparkasse und der Annahme 
der Zuteilung durch den Bausparer. Der Zuteilungszeit­
punkt wird von der Bausparkasse auf Grundlage der 
eigenen ABB ermittelt und variiert daher nach Tarif und 
Bausparkasse. Er ist der erste mögliche Zeitpunkt des 
Übergangs von der Ansparphase in die Darlehensphase. 
Da die zu verteilende Vermögensmasse nicht vorausge­
sagt werden kann, darf auch der Zuteilungszeitpunkt 
von der Bausparkasse nicht vorhergesagt werden.

Bevor ein Bausparvertrag zuteilungsreif werden kann, 
müssen bestimmte Bedingungen, die ebenfalls in den 

ABB tarifabhängig festgelegt sind, erfüllt sein. Meist ist 
eine Mindestsparzeit vorgesehen und der Bausparer 
muss eine Mindestbausparsumme (Sparbeiträge inkl. 
Zinsen) erreicht haben, in der Regel müssen mindestens 
40 bis 50 Prozent der Bausparsumme erreicht sein. Lässt 
es das Bausparkassengeschäft zu, kann der Vertrag in 
die Zuteilung kommen. Die Bausparkasse informiert die 
Bausparer in der Regel je Quartal über die Zuteilung. 
Kommt die Zuteilung für den Bausparer zur Unzeit, das 
heißt, will oder kann er zu diesem Zeitpunkt kein Darle­
hen zu wohnungswirtschaftlichen Zwecken in Anspruch 
nehmen, muss er die Zuteilung bedingungsgemäß nicht 
annehmen. Der Bausparvertrag bleibt bestehen und 
kann bzw. muss gemäß den Tarifbedingungen weiter 
bespart werden, wobei jeder weitere Sparbetrag den zu­
künftigen Darlehensanspruch mindert. 

Um das Kündigungsrecht der Bausparkassen zu betrach­
ten, muss ein Perspektivwechsel vollzogen werden: Der 
Sparvertrag des Verbrauchers bei der Bausparkasse ist 
gleichzeitig ein Darlehensvertrag der Bausparkasse mit 
festem Zinssatz ohne vereinbarte Laufzeit. So ist beim 
Bausparvertrag der Verbraucher der Darlehensgeber, 
und die Bausparkasse ist Darlehensnehmerin. Unter 
welchen Umständen die Bausparkassen ihre Kündi­
gungsrechte in der Sparphase ausüben können und in 
welchen Fällen nicht, wird in den folgenden Abschnitten 
dargelegt.

5.1.1 Kündigung von Bausparverträgen  
in der Sparphase

Die ABB räumen den Bausparkassen in der Sparphase 
nur ausnahmsweise ein Kündigungsrecht ein, so dass 
neben diesen vertraglich vereinbarten Kündigungsrech­
ten lediglich die gesetzlichen Kündigungsrechte mög­
lich sind, die zwingend sind. Der BGH hielt fest, dass 
die ordentlichen gesetzlichen Kündigungsrechte in der 
Ansparphase stillschweigend ausgeschlossen sind, da 
anderenfalls die Bausparkasse dem Bausparer jederzeit 
den bedingungsgemäßen Anspruch auf Gewährung ei­
nes Bauspardarlehens entziehen könnte.33

33 BGH, Urteil vom 21.02.2017, Az. XI ZR 272/16 Rn. 87 und Az. XI ZR 185/16 
Rn. 84.
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Während der Sparphase kann die Bausparkasse gemäß 
der ABB unbestritten kündigen, wenn der Bausparer mit 
der Besparung in Verzug gerät. Der monatliche Regel­
sparbeitrag beträgt in der Regel 4 bis 6 vom Tausend der 
Bausparsumme. In jedem Fall muss die Bauspar kasse 
den Bausparer zunächst auffordern, nicht geleistete 
Sparleistungen zu bezahlen. Erst wenn diese ausblei­
ben, kann sie unter Umständen kündigen.

Wurde mit dem Bausparer bei Abschluss des Bausparver­
trags eine vom Regelsparbeitrag abweichende Sparrate 
individuell vereinbart, haben solche Individualabreden 
Vorrang laut § 305b BGB. Somit kann sich die Bauspar­
kasse nicht auf die ABB berufen und nun einen anderen 
Sparbeitrag einfordern. Auch die den Verzug regelnde 
Klausel kann gegebenenfalls im Widerspruch zu den in 
der Werbung hervorgehoben Vorteilen des Bausparens 
(„flexibel“, „Ruhen lassen“) stehen. Wenn Bausparkas­
sen damit werben, dass Verbraucher jederzeit flexibel 
Sparraten aussetzen können, dann ist eine Klausel, wel­
che den Verbraucher vertraglich zum Sparen verpflichtet, 
zumindest überraschend. Bei der angebotenen Möglich­
keit des Ruhenlassens der Regelsparbeiträge handelt 
es sich um eine Leistungsbeschreibung und somit um 
eine Vertragsbedingung, also eine Bestimmung, die den 
Vertragsinhalt regeln soll.34 Eine solche Äußerung ruft 
nach ihrem objektiven Wortlaut bei den Empfängern den 
Eindruck hervor, es solle damit der Inhalt eines vertrag­
lichen Rechtsverhältnisses bestimmt werden. Damit hat 
eine solche Bestimmung gemäß § 305b BGB Vorrang vor 
den Allgemeinen Bedingungen für Bausparverträge, in 
denen der Verzug und das darauf gestützte Kündigungs­
recht der Bausparkasse geregelt sind.

5.1.2 Kündigung wegen Störung der  
Geschäftsgrundlage

Im aktuellen Niedrigzinsumfeld ist die Inanspruchnahme 
des Bauspardarlehens für Bausparer meist unwirtschaft­
lich, weil Zinsen für Immobiliendarlehen derzeit häufig 
niedriger sind als der vor Jahren vereinbarte Darlehens­
zins des Bauspardarlehens. Für das weitere Besparen 
oder Ruhenlassen des Bausparguthabens erhalten Bau­
sparer aus heutiger Sicht dagegen attraktive Guthaben­
zinsen. Für Bausparkassen bedeutet dies, dass kaum 
mehr Bausparer die Darlehen in Anspruch nehmen. Die 
Aachener Bausparkasse AG sieht darum in Bausparver­

34 OLG Stuttgart, Urteil v. 23.09.2015, Az. 9 U 31/15.

trägen, deren Darlehen nicht abgerufen werden, eine 
Störung der Geschäftsgrundlage (§  313  BGB) und kün­
digt hiernach oder aus wichtigem Grund (§ 314 BGB). 

In einem Brief an einen Kunden vom Juni 2017 schreibt 
die Aachener Bausparkasse: „Die anhaltende Niedrig­
zinspolitik der EZB und das damit verbundene extrem 
niedrige Zinsniveau führen dazu, dass die Bauspar­
kassen immer stärker unter Druck geraten. Grund hier­
für sind die Bestände an hoch verzinsten Alt­Bauspar­
verträgen, für deren Spareinlagen Bausparkassen 
völlig außerhalb des gegenwärtigen Zinsniveaus lie­
gende Guthaben zinsen zahlen müssen, in Kombination 
mit dem weitgehenden Verzicht der Bausparer auf die 
Inanspruchnahme von Bauspardarlehen.“ Über die da­
rauf folgende Kündigungswelle berichtete die Stiftung 
Waren test: „Bis Ende April haben bereits fast 6.000 Kun­
den die Kündigung erhalten.“35

Im Allgemeinen müssen die Gründe, auf die die Kündi­
gung gestützt wird, im Risikobereich des Kündigungs­
gegners, also des Bausparers liegen; andernfalls ist eine 
fristlose Kündigung nur ausnahmsweise gerechtfertigt.36 
Der BGH hat in seinen Urteilen vom 21.02.201737 ohne 
Einschränkungen festgestellt, dass der Bausparkasse 
kein Kündigungsrecht gemäß §  314 Abs.  1  BGB (Kün­
digung von Dauerschuldverhältnissen aus wichtigem 
Grund) zusteht, weil das Risiko von Änderungen des all­
gemeinen Zinsniveaus bei Darlehensverträgen zu Lasten 
der Bausparkasse geht.

Die Unzumutbarkeit ist ein Kriterium für eine Kündigung 
nach § 313 BGB (Störung der Geschäftsgrundlage), wenn 
die vertragliche Geschäftsgrundlage wegfällt, der Ver­
trag aber keine Korrektur vorsieht. Eine Kündigung aus 
§ 313 Abs. 1 und 3 BGB hat der BGH im verhandelten Fall 
verneint, da der Versuch einer Vertragsanpassung nicht 
erfolgte, welcher jedoch stets vorrangig vor einer Kündi­
gung durchzuführen ist. Die Frage, ob den Bausparkas­
sen dagegen eine Vertragskündigung über §  313  BGB 
aufgrund des Niedrigzinsumfelds nach gescheitertem 
Anpassungsversuch gestattet ist, hat der BGH in seiner 
Entscheidung offengelassen. Nach dem BGH ist ein An­
trag bei der BaFin auf Änderung des Zinssatzes zur hin­
reichenden Wahrung der Belange der Bausparer nach 

35 Stiftung Warentest, „Bausparen: Zu hohe Zinsen – Aachener kündigt 
lukrative Altverträge“, 16.05.2017.

36 BGH, Urteil v. 21.02.2017, Az. XI ZR 272/16, Rn. 94 m.w.N.
37 Az. XI ZR 272/16 und Az. XI ZR 185/16.

https://www.test.de/Bausparen-Zu-hohe-Zinsen-Aachener-kuendigt-lukrative-Altvertraege-5151031-0/
https://www.test.de/Bausparen-Zu-hohe-Zinsen-Aachener-kuendigt-lukrative-Altvertraege-5151031-0/
https://www.test.de/Bausparen-Zu-hohe-Zinsen-Aachener-kuendigt-lukrative-Altvertraege-5151031-0/
https://www.test.de/Bausparen-Zu-hohe-Zinsen-Aachener-kuendigt-lukrative-Altvertraege-5151031-0/
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§  9 Abs.  1 S. 2 BauSparkG eine subsidiäre Regelung38 
und daher nicht vorrangig zu versuchen. Dies steht aber 
ihrem Vorrang vor § 313 BGB nicht entgegen.39

Dies wird umso deutlicher, wenn man die Bedeutung 
einer möglichen Ablehnung einer beantragten Genehmi­
gung nach § 9 Abs. 1 S. 2 BauSparkG bedenkt. Die Grün­
de der Ablehnung der kollektiven Änderung stehen einer 
Korrektur des Einzelfalles durch § 313 BGB entgegen, da 
die darzulegende Unzumutbarkeitsgrenze nicht erreicht 
wäre.40 Wer eine Gefahr kennt oder kennen muss, hat 
für die Gefahr eine vertragliche Regelung aufzunehmen, 
andernfalls übernimmt er auch das Risiko dieser Gefahr. 
Enthält der Vertrag aber eine Festzins­Abrede und kei­
ne Anpassungsklausel, welche das Unternehmen selbst 
hätte einbauen können, so spricht das nicht für eine 
Regelungslücke oder Wegfall einer Geschäftsgrundlage, 
sondern gerade für einen stillschweigenden Ausschluss 
einer Anpassung, wie der BGH auch in der vorbenann­
ten Entscheidung für Kündigungen einen Ausschluss 
annahm, wenn diese nicht vertraglich vorgesehen wur­
den.41

5.1.3 Kündigung zugeteilter  
Bausparverträge 

Bausparverträge, die regelmäßig bespart werden, er­
reichen nach sieben bis zehn Jahren das Mindestbau­
sparguthaben, das heißt, seitens des Bausparers sind 
nach diesem Zeitraum die Voraussetzungen für eine 
Zuteilung gegeben. Kommt der Bausparvertrag schließ­
lich zur Zuteilung, kann die Bausparkasse im Regelfall 
diese Bausparverträge zehn Jahre danach kündigen. 
So entschied der BGH im Februar 2017 zu Gunsten der 
Bauspar kassen.42 Er argumentierte, dass der Zweck des 
Bausparvertrags die Erlangung eines Bauspardarlehens 
sei. Sobald der Bausparer das Bauspardarlehen erhal­
ten könne, habe die Bausparkasse, die ihrerseits in 
der Sparphase auch als Darlehensnehmerin gelte, das 
Darlehen vollständig erhalten. Mit dem Eintritt der Zutei­
lungsreife können die Bausparkasse und der Bausparer 
erstmals die Rollen wechseln, damit habe die Bauspar­

38 BGH, Urteil v. 21.02.2017, Az. XI ZR 272/16, Rn. 66.
39 Herresthal, ZIP 2016, 1258, 1261 f; Herresthal, ZIP 2017, 852, 858.
40 Herresthal, b.b.
41 BGH, Urteil v. 21.02.2017, Az. XI ZR 185/16, Rn. 25, Münchner Kommen­

tar, BGB/Finkenauer BGB § 313 Rn. 184, Feißel/Gorn, Finanzkrise vs. 
Pacta sunt servanda – Vertragsanpassung in Krisenzeiten, BB 2009, 
1138 (1145).

42 Az. XI ZR 272/16 und Az. XI ZR 185/16.

kasse ihr Darlehen bei Eintritt der Zuteilungsreife voll­
ständig empfangen.

Der BGH deutet an, dass es auch modifizierte Verträge 
geben kann, bei denen der vollständige Empfang, der an 
den vertraglich erstrebten Rollenwechsel gekoppelt ist, 
später erfolgt. Das Urteil ist also nicht auf jeden Bauspar­
tarif anwendbar. Im Einzelfall kann etwas anderes als 
der Zweck, ein Bauspardarlehen zu erlangen, vertraglich 
vereinbart worden sein. Auch der Vertragszweck kann 
im Einzelfall, beispielsweise durch gesonderte Indivi­
dualvereinbarungen, modifiziert worden sein. Er muss 
sich also nicht zwangsläufig alleine aus der Präambel 
eines Bausparvertrags ergeben. Der Vertragszweck kann 
sich nur aus der Gesamtschau aller Rechte und Pflich­
ten eines Vertrags ergeben. Dazu führt der BGH in seiner 
Entscheidung klarstellend aus: „Etwas anderes gilt aller­
dings dann, wenn nach den vertraglichen Vereinbarun­
gen der Bausparer z.B. im Falle eines (zeitlich begrenz­
ten) Verzichts auf das zugeteilte Bauspardarlehen und 
nach Ablauf einer bestimmten Treuezeit einen (Zins­)
Bonus erhält. In einem solchen Fall ist der Vertragszweck 
von den Vertragsparteien dahingehend modifiziert, dass 
er erst mit Erlangung des Bonus erreicht ist, so dass 
auch erst zu diesem Zeitpunkt ein vollständiger Empfang 
des Darlehens im Sinne des § 489 Abs. 1 Nr. 3 BGB a. F. 
anzunehmen ist.“43

Damit gibt der BGH zu erkennen, dass die Rechtslage 
für die sogenannten Renditetarife mit Treueprämie, Zins­
bonus oder Bonus eine andere sein könnte. Durch die 
besondere Vereinbarung zusätzlicher Guthabenzinsen 
kann der Vertragszweck modifiziert worden sein.

Damit besteht über ein Kündigungsrecht von Bauspar­
verträgen, die vom Wortlaut des Vertrags her vom Regel­
fall nicht abweichen, aber zum Zwecke der Vermögensbil­
dung etwa für Kinder und Enkelkinder44 abgeschlossen 
wurden und dieser Umstand der Bausparkasse bekannt 
war, Rechtsunsicherheit – zumal bei Zuteilungsreife oft 
die Minderjährigkeit und damit eine beschränkte Ge­
schäftsfähigkeit des Bausparers vorliegen würde und 
die Aufnahme eines Bauspardarlehens ein nachteiliges 
Geschäft wäre. In diesen Fällen war ein Rollenwechsel 
nie angestrebt, der Bausparer sollte die Bausparsumme 

43 BGH, Urteil v. 21.02.2017, Az. XI ZR 272/16, Rn. 84 und Az. XI ZR 185/16, 
Rn. 81.

44 So in: https://www.lbs.de/bausparen/bs/fuer_kinder_und_enkelkin­
der/index.jsp
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durch eigenes Ansparen erreichen, damit bliebe auch 
die Bausparkasse bis zum Erreichen der Bausparsumme 
Darlehensnehmerin.

5.1.4 Kündigung voll angesparter  
Bausparverträge

Die vertragliche Verpflichtung des Bausparers, den Regel­
sparbeitrag zu entrichten, endet in der Regel nicht mit 
Zuteilung des Bausparvertrags. Wird ein Bausparvertrag 
regelmäßig bespart, wäre er je nach Tarifbedingungen, 
in vierzehn bis zwanzig Jahren bis zur Bausparsumme 
angespart. Einige Tarife sehen vor, dass Bausparer, die 
auf das Bauspardarlehen durch Nichtannahme der Zu­
teilung endgültig verzichten, einen Zinsbonus erhalten, 
welcher meist auf einem Sonderkonto geführt wird. Wird 
der Bausparvertrag bis zur Bausparsumme angespart, 
kann nach der herrschenden Meinung der Bausparver­
trag seitens der Bausparkasse gekündigt werden. Der 
Vertragszweck wurde erreicht.

Höchstrichterlich ungeklärt ist dagegen die Frage, ob der 
Vertrag als voll bespart gilt und gekündigt werden darf, 
wenn die Bausparsumme erst durch die Zurechnung des 
vereinbarten Bonus erreicht wird. Das OLG Celle vernein­
te dies in seiner Entscheidung und kommentierte ins­
gesamt acht Entscheidungen in einer Pressemitteilung: 
„In diesen Fällen hatte die Bausparkasse unter Berufung 
auf §  488 Abs.  3  BGB die Kündigung erklärt, weil die 
Bausparsumme unter Einberechnung von Bonuszinsen 
nach ihrer Ansicht erreicht sei. Dieser Auffassung ist der 
Senat nicht gefolgt. Entscheidend für das Entstehen der 
Bonuszinsen sei eine Erklärung des Bausparers (Ver­
zicht oder Kündigung). Seine Erklärung kann nicht durch 
die Bausparkasse ersetzt werden.“45 In einem zu dieser 
Frage beim BGH bereits anhängigen Verfahren hatte 
die Bausparkasse nach Niederlage beim OLG Celle Re­
vision beantragt, sich dann allerdings außergerichtlich 
geeinigt,46 weshalb ein BGH­Urteil in dieser Frage bis­
lang nicht vorliegt.

45 Pressemitteilung des OLG Celle „OLG Celle bestätigt seine Rechtspre­
chung zur Kündigung von Bausparverträgen“ (erwähnt wurden Urteile v. 
28.12.2016, Az. 3 U 207/15, 3 U 230/15, 3 U 37/16, 3 U 38/16, 3 U 86/16, 
3 U 136/16, 3 U 154/16 und 3 U 166/16).

46 BGH, 25.07.2017, Pressemitteilung „Verhandlungstermin am 25. Juli 
2017 aufgehoben – in Sachen XI ZR 537/16 und XI ZR 540/16 (Kündigung 
durch Bausparkasse)“.

5.2  BANKSPARPLÄNE

Sparverträge ohne festen Zins und ohne feste Laufzeit 
können in der Regel mit einer Frist von drei Monaten vom 
Darlehensnehmer (Bank) gekündigt werden. Ist eine 
Laufzeit vereinbart, kann die Bank diese Verträge erst 
zum Ende dieser Laufzeit kündigen. 

Für diese Untersuchung liegen dem Marktwächter Fi­
nanzen Prämiensparverträge von 16 Sparkassen vor, die 
über zwei Jahrzehnte (von 1993 bis 2013) kaum modifi­
ziert wurden. Der unter dem Namen „Prämiensparen­fle­
xibel“ aufgelegte Banksparplan, wird variabel verzinst. 
Zusätzlich erhält der Sparer ab dem dritten Vertragsjahr 
steigende Prämien auf die jeweiligen Sparleistungen des 
abgelaufenen Jahres. Die jährliche Sparprämie steigt in 
der Regel von 3 Prozent des jährlichen Sparbeitrags im 
dritten Sparjahr kontinuierlich auf 50 Prozent des jährli­
chen Sparbeitrags nach dem 15. Sparjahr. Einige Verträ­
ge enthalten konkrete Angaben zur Laufzeit, indem das 
Vertragsende auf ein konkretes Datum, 25 Jahre nach 
Vertragsabschluss festgelegt wurde. Von der Salzland­
sparkasse AöR und der Sparkasse Landshut AöR liegen 
Verträge vor, in welchen eine Laufzeit von „300 Mona­
ten“ angeben ist. Von der Sparkasse Zwickau AöR liegt 
ein Vertrag mit einer Laufzeit von „1188 Monaten“ vor, 
was 99 Vertragsjahren entspricht.

Wenn die Sparverträge und die in den Vertrag einbezo­
genen Allgemeinen Geschäftsbedingungen und etwaige 
Sonderbedingungen keine Laufzeit aufzeigen, stellt sich 
die Frage, ob sich eine solche aber aus einem Werbefly­
er ergibt, der zur Vertragsgrundlage geworden ist. Gene­
rell kommt bei der Ermittlung des Vertragsinhalts auch 
den sogenannten allgemeinen Informationen, wie etwa 
einem Kapitalanlageprospekt47, eine Bedeutung zu. Bei 
einem Werbeflyer eines Sparplanes ist zu unterschei­
den: Enthalten solche Werbeflyer lediglich Anpreisun­
gen oder allgemeine Informationen, so werden sie nicht 
Vertragsbestandteil. Bei Finanzprodukten besteht die 
Besonderheit, dass ihre Produktmerkmale wesentlich 
durch die frei vom Anbieter gestaltbaren Vertragsregeln 
geprägt werden. Beschreibt die Bank die Modalitäten zu 
Laufzeit, Ratenhöhe, Verzinsung, Änderungsmöglichkei­
ten etc. in einem Werbeflyer, so nimmt die Bank eine ver­
bindliche Leistungsbeschreibung vor, die den Charakter 

47 Prof. Dr. Jürgen Ellenberger in Palandt, BGB, 74. Aufl., § 133 Rn. 12/15 
mwN.
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einer Vertragsbedingung hat.48 Ergibt sich aus der zum 
Beispiel in einer Tabelle abgebildeten Jahresstaffelung 
in einem solchen Werbeflyer eine bestimmte Laufzeit, 
so ist diese verbindlich und der Vertrag kann vor Ablauf 
dieser Laufzeit nicht gekündigt werden.49 

Neben der Frage, ob es eine verbindliche Laufzeitver­
einbarung gibt, stellt sich die Frage, ob eine Sparkasse 
einen Banksparplan ordentlich kündigen darf, wenn die 
Laufzeit in das Belieben des Sparers gestellt wurde. Be­
reits der Namenszusatz „flexibel“ deutet darauf, dass der 
Sparer die Laufzeit bestimmt. Die Produkte wurden oft 
mit Sätzen beworben „Wie lange Sie sparen, bestimmen 
Sie selbst“. Nach dem objektiven Empfängerhorizont 
ist eine Selbstbestimmung des Sparers nicht gegeben, 
wenn die Sparkasse ordentlich kündigen darf. Damit ist 
die Annahme des stillschweigenden Kündigungsaus­
schlusses – wie dieser bei den Bausparverträgen in der 
Ansparphase angenommen wird50 –, auf die Bankspar­
pläne zu übertragen, weil nach Ansicht des Marktwäch­
ters Finanzen auch hier dem Sparer andernfalls das ver­
traglich vereinbarte individuelle Sparziel entzogen wird. 
Auch Formulierungen wie „ab dem 15. Sparjahr“ oder 
„nach dem 15. Sparjahr“ verdeutlichen, dass die Spar­
verträge nicht mit dem Erreichen der höchsten Prämien­
stufe im 15. Sparjahr enden.

48 OLG Stuttgart, Urteil v. 23.09.2015, Az. 9 U 31/15.
49 LG Ulm, Urteil v. 26.01.2015, Az. 4 O 273/13 und OLG Stuttgart, Urteil v. 

23.09.2015, Az. 9 U 31/15.
50 BGH, Urteil v. 21.2.2017, Az. XI ZR 185/16, Rn. 25 mit folgenden Quellen: 

„OLG Stuttgart, WM 2013, 508, 509; OLG Frankfurt/Main, Beschluss vom 
2. Oktober 2013 19 U 106/13, juris Rn. 11; Edelmann/Suchowerskyj, BB 
2015, 1800, 1805; Fuchs in Ulmer/Brandner/Hensen, AGB­Recht, 12. 
Aufl., (10) Bausparbedingungen Rn. 9; Herresthal, ZIP 2016, 1257, 1264; 
Staudinger/Mülbert, BGB, Neubearb. 2015, § 488 Rn. 548; Mülbert/
Schmitz in Festschrift Horn, 2006, S. 777, 782 f.; Salger, jurisPR­BKR 
7/2016 Anm. 3; Schäfer/Cirpka/Zehnder, Bausparkassengesetz und 
Bausparkassenverordnung, 5. Aufl., § 5 Anm. 37; Servatius, ZfIR 2016, 
649, 652; Tröger/Kelm, NJW 2016, 2839, 2840; Weber, ZIP 2015, 961, 
962; Yildirim, VuR 2015, 258, 260.“
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6. VERHALTENSWEISEN DER FINANZINSTITUTE
Unternehmensverhalten gegenüber den Kunden setzt 
sich meist aus verschiedenen Facetten zusammen, die 
jeweils auf Reaktionen beim Verbraucher zielen. Einige 
Unternehmen wenden mehrere der hier beschriebenen 
Vorgehensweisen im Rahmen einer Kundenbeziehung 
gleichzeitig oder aufeinanderfolgend an. Um die ver­
schiedenen Facetten des Anbieterverhaltens möglichst 
exakt zu beschreiben sowie aus Gründen der systemati­
schen Einordnung, werden die Facetten in dieser Unter­
suchung einzeln behandelt.

6.1  EINFLUSSNAHME AUF DEN KUNDEN

Bei langlaufenden Sparverträgen sind häufig keine vor­
zeitigen Kündigungsmöglichkeiten des Finanzinstituts 
vorgesehen, solange sich der Kunde vertragstreu ver­
hält. Eine vorzeitige Änderung oder Beendigung des Ver­
trags ist somit nur dann möglich, wenn mit dem Kunden 
eine einvernehmliche Vertragsänderung vereinbart wer­
den kann. Die Bereitschaft zur Vertragsänderung hängt 
von den Vorteilen ab, welche sich beide Vertragspartei­
en von den neuen Bedingungen versprechen.

Einige Finanzinstitute streben eine vorzeitige Beendi­
gung an, wenn ihnen die vereinbarten Sparzinsen zu 
hoch und damit nicht mehr wirtschaftlich sind. Der Ver­
braucher andererseits nimmt ebenfalls eine Wirtschaft­
lichkeitsprüfung vor. Passen die neuen Bedingungen 
besser zu seinem Bedarf, geht er auf den Vorschlag des 
Finanzinstituts zur Vertragsänderung bzw. Beendigung 
ein. Ist die Änderung von beiden Seiten bestätigt, löst 
der neue Vertrag den alten ab. Bei einem Gespräch in 
der Filiale hat der Verbraucher keine Bedenkzeit, weil 
ihm in diesen Fällen kein Widerrufsrecht gewährt wird. 
So zielen die Strategien einiger Unternehmen darauf ab, 
sich mit Verbrauchern auf eine vorzeitige Vertragsände­
rung zu einigen. 

In diesem Kapitel beschreiben wir, wie Verbraucher in 
Gesprächen beeinflusst werden, einen anderen Vertrag 
abzuschließen oder den bestehenden Vertrag zu ändern 
oder zu beenden. Auch Anschreiben und Informations­
flyer werden dazu genutzt, die Entscheidung der Kunden 
im Sinne der Unternehmen zu beeinflussen. Der Ein­
flussnahme auf die Kunden sind bestimmte Grenzen ge­
setzt: Das Unternehmen darf weder durch Werbung noch 

in anderer Weise die verfassungsrechtlich geschützte 
Privat autonomie des Verbrauchers einschränken. Die 
Werbeaussagen und die vermittelten Informationen 
müssen wahr und lauter sein. Die Rechte des Verbrau­
chers, etwa die Voraussetzungen einer Kündigung oder 
der Anspruch auf Fortführung eines Vertrags, darf nicht 
falsch oder irreführend dargestellt werden (§  5 Abs.  1 
Nr. 7 UWG). Auch dürfen die finanzielle Situation der 
Anbieter oder deren finanzielle Verpflichtungen gegen­
über Dritten nicht wahrheitswidrig oder irreführend 
dargestellt werden (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 UWG). Bei Alterna­
tivangeboten ist insbesondere § 5 Abs. 1 Nr. 1 UWG zu 
beachten, wonach die wesentlichen Merkmale des Alt­
Produkts und Neu­Produkts, Risiken, Zwecktauglichkeit 
usw. ebenso wahr und nicht irreführend dargestellt wer­
den dürfen. 

Kann einem Unternehmen ein unlauteres Verhalten 
nachgewiesen werden, können die Verbraucherzentra­
len gegen dieses rechtlich vorgehen. Lassen Unterneh­
men im persönlichen Gespräch bestimmte Angebote un­
terbreiten, kann ein eventuell unlauteres Angebot oder 
eine irreführende Aussage kaum belegt und nachgewie­
sen werden. Geht der Verbraucher auf das neue Angebot 
ein und beharrt nicht auf seinem Vertrag, kann dieser 
Schritt – etwa durch Anfechtung – in sehr wenigen Fällen 
rückgängig gemacht werden.

6.1.1 Einflussnahme im direkten  
Kundenkontakt

Im März 2017 schrieb die Sparkasse Zwickau eine Viel­
zahl von „Prämienspar flexibel“ Kunden an. In den per­
sonalisiert gestalteten Briefen kündigte ein Sparkassen­
Mitarbeiter an, dass er sich in den nächsten Tagen für 
eine Terminvereinbarung zu alternativen Geldanlage­
möglichkeiten melden werde. Dem Marktwächter­Team 
der Verbraucherzentrale Baden­Württemberg liegen vier 
gleichlautende Schreiben der Sparkasse Zwickau vom 
16. März 2017 mit vier unterschiedlichen Ansprechpart­
nern vor. Unter dem Betreff „Wünsche erfüllen ist ein­
fach“ wird den Verbrauchern der aktuelle Kontostand 
des noch laufenden „Prämienspar flexibel“ Vertrags mit­
geteilt.
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Die „Prämienspar flexibel“ Verträge der Sparkasse Zwi­
ckau werden variabel verzinst, monatlich bespart und 
sehen eine steigende Prämie vor, die sich nach dem 15. 
Jahr auf 50 Prozent der jährlich geleisteten Sparbeiträge 
beläuft. Die Sparkasse Zwickau spricht in diesen Schrei­
ben keine Kündigung aus. Es wird jedoch der Eindruck 
erweckt, als müsse der Verbraucher tätig werden, wenn 
er sein Sparguthaben weiterhin gewinnbringend anle­
gen will. Die Sparkasse zeigt sich in den Schreiben vor­
dergründig fürsorglich und bietet ein Gespräch mit dem 
persönlichen Kundenberater an, der scheinbar für den 
Kunden attraktive Alternativen in Aussicht stellen kann.

Ähnliche Schreiben versandte die Harzsparkasse im Mai 
2017 an ihre „Prämienspar flexibel“ Kunden. Sie kün­
digte an, in den nächsten Tagen zur Terminvereinbarung 
eines persönlichen Gesprächs anzurufen. Im Anschrei­
ben behauptet die Sparkasse, dass der Sparvertrag 
„inzwischen von beiden Seiten erfüllt“ sei, „womit die 
Voraussetzungen zur Auflösung des Vertrages durch 
uns gegeben wäre.“ Die Sparkasse interpretiert die Er­
reichung der höchst möglichen Prämienstufe nach dem 
15. Vertragsjahr als Vertragserfüllung. In der Werbung zu 
diesen Prämiensparverträgen und in etlichen vertragli­
chen Vereinbarungen wird aber eine Vertragslaufzeit von 
25, 30 oder 99 Jahren genannt.

Andere Verbraucher berichteten in Beratungen der Ver­
braucherzentralen davon, dass sie – ohne vorherige 
schriftliche Ankündigung – telefonisch zu einer Abklä­
rung ihrer Sparverträge in die Filiale geladen wurden 
oder von einem Mitarbeiter auf den langfristigen, gutver­
zinsten Sparvertrag angesprochen wurden, als sie zur 
Erledigung ihrer Bankgeschäfte dort waren. In den Ge­
sprächen wurden neue, angeblich attraktivere und nur 
noch kurze Zeit verfügbare Anlageangebote unterbreitet 
oder unter Vorwänden eine Vertragsfortführung zu den 
alten Konditionen als unmöglich dargestellt.

Die Harzsparkasse offerierte die Möglichkeit, mit sofor­
tiger Wirkung über das Sparguthaben zu verfügen. „Sie 
können Ihr Geld flexibel zur Erfüllung Ihrer Wünsche ein­
setzen. Nutzen Sie Ihr freies Geld und genießen Sie jetzt 
die Früchte Ihres Sparens“, heißt es in den Schreiben. 
Zwar kann keinem Unternehmen die Kontaktaufnahme 
in einem bestehenden Vertragsverhältnis untersagt wer­
den. Lassen sich Verbraucher jedoch darauf ein, müssen 
sie sich mit den geschulten Verkäufern der Finanzinstitu­
te in einem Gespräch auseinandersetzen. In diesem Ge­

spräch können Berater Dinge behaupten, die rechtlich 
kaum durchsetzbar sind. Die Beweislast einer Falsch­
aussage liegt jedoch beim Verbraucher. Eine mündliche 
Falschaussage kann nur schwer belegt werden.

So wurden im Sommer 2017 Fälle ins Frühwarnnetzwerk 
gemeldet, in denen sich Verbraucher darüber beschwer­
ten, dass ihre Sparkasse versuche, den regelmäßigen 
monatlichen Sparbeitrag auf den Prämiensparvertrag 
zu reduzieren. Zukünftig seien nur noch 50 Euro pro Mo­
nat (statt der vertraglich vereinbarten 150 Euro) erlaubt, 
wurde den Verbrauchern erklärt.51 Eine Verbraucherin 
berichtete, ein Sparkassenmitarbeiter habe ihr erklärt, 
dass ab sofort nur noch ein Prämiensparvertrag pro Per­
son bestehen dürfe.52 Der maximale Sparbeitrag sollte 
außerdem in diesem und anderen Fällen auf 50 Euro, bei 
Ehepaaren auf 100 Euro limitiert werden.53 

Einem weiteren Verbraucher zufolge versuchte ein Spar­
kassenmitarbeiter für einen 2004 abgeschlossenen 
Sparvertrag zu einer Begrenzung der Vertragslaufzeit auf 
15 Jahre oder zu einer Reduzierung des Sparbeitrages 
auf 50 Euro in Verbindung mit einer 25­jährigen Vertrags­
laufzeit zu überreden.54 Einer Verbraucherin wurde nach 
ihren Angaben erklärt, dass die bereits zu Vertragsab­
schluss vereinbarte Übertragung des Prämiensparver­
trags auf das Enkelkind an dessen 18. Geburtstag nicht 
geklappt habe und darum nun ein neuer Vertrag zu neu­
en Konditionen abgeschlossen werden müsse.55 Wieder 
andere Sparkassenkunden berichteten im ersten Halb­
jahr 2017 davon, dass Sparkassenmitarbeiter ihnen die 
Auflösung des Prämiensparvertrags und eine Wiederan­
lage des Geldes in ein anderes Finanzprodukt der Spar­
kasse empfohlen hatten. Das neue Produkt war riskanter 
und teurer als der bisherige Sparvertrag und garantierte 
keine höhere Rendite als der Prämiensparvertrag.56

Bei der Reduzierung der Sparrate handelt es sich um 
eine Vertragsänderung, die der Zustimmung des Ver­
brauchers obliegt. Die Reglementierung auf nur einen 
Vertrag pro Kunde entspricht faktisch einer Kündigung 
der weiteren Verträge, die dieser Kunde hat. Wenn Mitar­
beiter von Finanzinstituten Kunden in der Filiale anspre­

51 Von Verbraucherzentralen im Frühwarnnetzwerk gemeldete Fälle.
52 Von einer Verbraucherzentrale im Frühwarnnetzwerk gemeldeter Fall.
53 Von Verbraucherzentralen im Frühwarnnetzwerk gemeldete Fälle.
54 Von einer Verbraucherzentrale im Frühwarnnetzwerk gemeldeter Fall.
55 Von einer Verbraucherzentrale im Frühwarnnetzwerk gemeldeter Fall.
56 Von einer Verbraucherzentrale im Frühwarnnetzwerk gemeldeter Fall.
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chen und zu Änderungen drängen, haben die Kunden oft 
nicht die Möglichkeit, die Angebote kritisch zu prüfen. 
Berufen sich Mitarbeiter der Kreditinstitute auf formale 
Vorgaben, erwecken diese gegenüber den Verbrauchern 
den Eindruck, als sei die Sache nicht verhandelbar. Für 
Verbraucher stellt es sich so dar, als hätten sie keine 
Wahl und selbst der Mitarbeiter des Kreditinstituts kön­
ne nicht anders handeln.

Verbraucher, die sich im Gespräch auf eine Vertragsän­
derung oder Umschichtung des Anlagebetrags in einen 
anderen Vertrag überreden lassen und/oder der Um­
schichtung des Sparvertrags in einen Alternativertrag 
zustimmen, haben nach der Unterschrift in der Regel 
keine Bedenkzeit. Sollte sich später herausstellen, dass 
Verbraucher über die angeblich unumgängliche Ver­
tragsänderung falsch informiert waren oder das Alterna­
tivprodukt gar nicht so vorteilhaft ist, wie es dargestellt 
wurde, gibt es kein Zurück. Hat der Verbraucher in der 
Filiale einen Anlagevertrag abgeschlossen, kann er die­
sen in der Regel nicht widerrufen.

6.1.2 Einseitige Darstellung von Verträgen

Jedes Finanzprodukt hat für Verbraucher Vorteile und 
Nachteile. Finanzinstitute sollten Verbraucher auf diese 
Vor­ und Nachteile hinweisen und sie dabei unterstüt­
zen, Produkte auszuwählen, die ihrem persönlichen 
Bedarf bestmöglich entsprechen. Einige Finanzinstitute 
informieren Verbraucher jedoch einseitig über die Nach­
teile bestehender Verträge oder stellen die Vorteile al­
ternativer Produkte besonders heraus. Dies kann dazu 
führen, dass Verbraucher Vertragswechsel vornehmen, 
die für sie selbst ungünstig sind.

 6.1.2.1 Den bestehenden Vertrag als nachteilig dar-
stellen | Die Sparkasse Zwickau geht in den oben er­
wähnten Anschreiben besonders auf den aktuellen, un­
attraktiven Sparzins von 0,001 Prozent ein. Dieser wird 
als eine „bedeutende Auswirkung“ der „umstrittenen 
Zinspolitik“ der Europäischen Zentralbank beschrieben. 
Der niedrige Zins ist für den Verbraucher in diesem Fall 
jedoch nicht relevant. Das Schreiben verschweigt, dass 
im „Prämiensparen flexibel“ Vertrag mit der zusätzlich 
vereinbarten Prämienstaffel immer noch eine gute Ren­
dite erzielt wird.

Tatsächlich liegen bei den „Prämiensparen flexibel“ Ver­
trägen der Sparkasse Zwickau die Renditen aufgrund der 

Staffelprämie im 14. bis 17. Vertragsjahr bei 2 bis 3 Pro­
zent.

Aus Renditegesichtspunkten besteht für Verbraucher so­
mit keine Veranlassung, an dem bestehenden Vertrags­
verhältnis etwas zu ändern. Verbraucher, die sich auf 
eine Reduzierung der Sparrate oder gar eine Vertrags­
kündigung einlassen, geben den Anspruch auf die Prä­
mienzahlung auf. Wenn sie ihr Sparguthaben in einen 
Vertrag mit höheren Zinsen umschichten, erzielen sie 
voraussichtlich weniger Rendite, als wenn sie den Prä­
miensparvertrag behalten, bei dem die niedrigen Zinsen 
durch die Prämien mehr als ausgeglichen werden. Mit 
dem alleinigen Verweis auf den geringen Sparzins er­
weckt die Sparkasse Zwickau den falschen Eindruck, der 
laufende Vertrag sei unrentabel.

 6.1.2.2 Vorteile einer Alternative besonders her-
vorheben | Die Aachener Bausparkasse AG schrieb in 
mehreren Wellen ihre Bausparkunden mit gleichlauten­
den Schreiben an. Mit einem „Tarif­Update“ könnten 
sich Bausparer „ein zinsgünstiges Bauspardarlehen mit 
einem Zinssatz von 1,95 % p.a. oder 2,95 % p.a. (nomi­
nal) abhängig von der erreichten Bewertungszahl und 
dem Anspargrad“57 (Hervorhebung wie im Original) si­
chern. Die Möglichkeit des Tarif­Updates in einen „zeit­
gemäßen Tarif“ sei allerdings nur bis zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt möglich.

Betroffen waren u. a. Bausparer, die sich für das „Opti­
onsbausparen“ der HUK­Coburg Bausparkasse entschie­
den hatten. Die Aachener Bausparkasse hatte diese Ver­
träge übernommen. Beim Optionsbausparen der HUK 
Coburg konnten Bausparer wählen zwischen dem „Fi­
nanzierungsbausparen“ und dem „Optionsbausparen“. 
Das Optionsbausparen zeichnete sich durch einen höhe­
ren Sparzins (2,0 Prozent zzgl. Bonus, statt 1,5 Prozent) 
aus. Der Darlehenszins im Optionsbausparen betrug 
4,75  Prozent p.a. nominal, im Finanzierungsbausparen 
4,25 Prozent p.a. nominal. Die hier betrachteten Verträge 
wurden etwa 2009 zugeteilt, waren also zum Zeitpunkt 
der Anschreiben noch keine zehn Jahre zuteilungsreif.

Die Aachener Bausparkasse AG informiert zwar in ihren 
Schreiben darüber, dass die Guthabenverzinsung ab der 
Umstellung nur noch 0,15  Prozent p.a. beträgt. Beson­
ders hervorgehoben wird allerdings der günstige Darle­

57 Schreiben der Aachener Bausparkasse vom Dezember 2016
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henszins, wie oben dargestellt. Bei dem im Anschreiben 
hervorgehobenen Darlehenszins handelt es sich um den 
Nominalzins, der zum Vergleich verschiedener Darle­
hensangebote ungeeignet ist. Der Effektivzins, der dem 
Kunden in den ABB mitgeteilt wird, ist ebenfalls für den 
Vergleich untauglich. Einerseits weil dieser einen Teil der 
Abschlussgebühren bei Neuabschluss enthält, anderer­
seits weil er die wegfallende höhere Verzinsung unter­
schlägt. Allerdings liegt bereits der günstigste angebo­
tene Nominalzins mit 1,95% über den gegenwärtigen 
Darlehenszinsen. Zum Zeitpunkt des Umstellungsange­
botes lagen Darlehenszinsen für Immobiliendarlehen 
zwischen 1,04 und 1,54 Prozent p.a. effektiv.58

Die Debeka offerierte „langjährigen treuen Debeka­Bau­
sparern“ in einer zeitlich befristeten „Sonderaktion“ im 
April 2016 den „Zinsturbo für Ihr Bausparguthaben – Top­
Konditionen über ein Exklusiv­Entnahmedepot“. Dieses 
Schreiben erhielten Kunden mit Bausparverträgen des 
Tarifs BS1, in dem eine Guthabenverzinsung in Höhe 
von 3,0 Prozent plus 1,5 Prozent einmaligem Bonus bei 
Darlehensverzicht vereinbart war. Im Anschreiben unter­
stellte die Bausparkasse, dass der Bausparer angesichts 
des derzeitigen Zinsniveaus kein Interesse mehr an dem 
Bauspardarlehen habe und unterbreitete das Angebot 
eines Entnahmemodells. Es wurden beispielhaft vier 
neue Anlagevorschläge mit einer Verzinsung zwischen 
5,0 und 3,0 Prozent, je nach Anlagedauer, unterbreitet. 
Im Werbeprospekt stellte die Bausparkasse lediglich Re­
chenbeispiele für die ratenweise Auflösung des Gutha­
bens aus dem letztlich aufgekündigten Bausparvertrag 
dar. Es erfolgte kein Renditevergleich mit dem bestehen­
den Bausparvertrag.

Die Stiftung Warentest nannte das Entnahmemodell eine 
Mogelpackung, denn: „Viele Verträge kann die Debeka 
frühestens in 10 bis 20 Jahren kündigen. Die hohen Zin­
sen gibt es auch auf alle künftigen Beiträge. Dazu kom­
men Bonuszinsen, wenn der Kunde auf ein Darlehen ver­
zichtet. Solche Verträge sollte sich niemand abluchsen 
lassen.“59

Als eine Verwendungsmöglichkeit des regelmäßig aus­
bezahlten Guthabens aus dem Bausparvertrag war die 
Wiederanlage in einen Bausparvertrag des Tarifes BS4 

58 Stiftung Warentest, Finanztest 12/2016, Günstige Immobilienkredite, 
90­Prozent Finanzierung, 10 Jahre Zins fest, S. 92.

59 Stiftung Warentest, 17.05.2016, „Debeka Bausparkasse: Vorsicht, Lock­
angebot“.

beworben worden. Dabei erwähnte die Debeka Bau­
sparkasse AG zwar die „günstige[n] Darlehenszinsen“ 
dieses Tarifs, nicht aber dessen geringeren Sparzins von 
0,3 Prozent, der bei Darlehensverzicht durch einen Bo­
nus auch nur auf bis zu 1,0 Prozent steigen konnte, dies 
wiederum ging nur aus den Allgemeinen Bedingungen 
für Bausparverträge zum Tarif BS4 hervor. Nach den ABB 
für den Tarif BS4 erlosch zudem der Anspruch auf den 
Bonus spätestens nach zwölf Vertragsjahren.

Kunden der HKB Bank GmbH erhielten im März 2017 
Schreiben zur „Festgeld­Frühjahrsaktion“, worin die 
Bank „nur einem exklusiven Kundenkreis“ die „Chance“ 
anbot, „vorzeitig und darüber hinaus auch kostenfrei“ 
über ihr Festgeld zu verfügen. Das Schreiben erhielten 
Kunden, die Sparguthaben für eine bestimmte Zeit an­
gelegt hatten. Kunden können Festgelder grundsätzlich 
nicht vor Ablauf der vereinbarten Anlagedauer kündigen. 
Eine vorzeitige Vertragsaufhebung setzt den Willen bei­
der Parteien voraus. Diesen kann die Bank von einem 
Vorfälligkeitsentgelt abhängig machen. Da sie nun aber 
aufgrund des Niedrigzinsumfelds selbst ein Interesse an 
der Aufhebung hat, verkauft sie das mit der oben ange­
führten Wortwahl als ihr Entgegenkommen. Für Verbrau­
cher, die gerade über das Geld verfügen wollten, war 
dieses Angebot also günstig. Für alle, die ihr Festgeld 
weiterhin gut verzinst angelegt wissen wollten, wie im 
Vertrag vereinbart, war dieses Angebot jedoch ungüns­
tig: Wären sie auf das Angebot eingegangen, hätten sie 
damit Zinsen verloren, die sie in dieser Höhe zu diesem 
Zeitpunkt für eine vergleichbare Anlage nicht erhalten 
hätten.

Dass es auch besser geht, zeigte die HKB Bank nur wenig 
später im Juni 2017 mit einem fairen Angebot. Die HKB 
teilte mit, dass sie sich aufgrund der „aktuellen Markt­ 
und Wettbewerbssituation innerhalb des anhaltenden 
Niedrigzinsumfeldes“ entschieden habe, sich vom Einla­
gengeschäft zurückzuziehen. Kunden mit bestehenden 
Festgeldanlagen bot sie deshalb an, das Festgeldkonto 
vorzeitig aufzulösen und den Anlagebetrag diesmal zu­
züglich der bis zum ursprünglichen Laufzeitende zuste­
henden Zinsen auszuzahlen. Die Bank erfüllte damit 
die Verträge vorzeitig. Da die vertraglich zugesicherten 
Zinsen ausgezahlt wurden, ist diese Vorgehensweise im 
Sinne des Verbrauchers. 

Im Sommer 2016 versuchte die Neue Leben Lebensver­
sicherung AG Kunden per Brief aus hochverzinsten Alt­
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verträgen zu locken. In den Schreiben war von einem an­
gesparten Guthaben die Rede, das ab sofort „kurzfristig 
und einkommensteuerfrei abgerufen“ werden könne. 
Dass damit auch die Kündigung des Vertrags einher­
ging, blieb unerwähnt, ebenso wie die Nachteile, die 
damit verbunden waren, zum Beispiel, dass im Todes­
fall der finanzielle Schutz für Angehörige verloren ging. 
Außerdem hätten Verbraucher mit dem „Abruf des Gut­
habens“ vorzeitig einen Vertrag aufgegeben, der ihnen 
eine Rendite garantierte, die sich mit ähnlich sicheren 
Finanzprodukten heute nicht mehr erwirtschaften lässt. 
Diese Schreiben wurden nach Aussage des Versicherers 
vor allem an Kunden verschickt, die Verträge vor 2005 
abgeschlossen hatten – also in einer Zeit, als für die 
Sparanteile von Versicherungen noch Höchstrechnungs­
zinssätze zwischen 2,75 und 4,0 Prozent galten.

Bei Versicherungsprodukten obliegt den Unternehmen 
eine Beratungspflicht, gegen welche die Neue Leben 
Lebensversicherung AG mit oben erwähntem Schreiben 
verstieß. Die Neue Leben Lebensversicherung AG vermit­
telte den Betroffenen fälschlicherweise den Eindruck, 
dass es sich um ein besonders lohnenswertes Angebot 
handelte, auf das sie erst jetzt zurückgreifen könnten. 
Tatsächlich war die Kündigungsmöglichkeit des Kun­
den von Anfang an Bestandteil des Vertrags und das 
Guthaben überwiegend schon deutlich früher steuerfrei 
verfügbar. Die Neue Leben Lebensversicherung AG hat 
gegenüber dem Verbraucherzentrale Bundesverband 
eine Unterlassungserklärung abgegeben und wird diese 
Werbeschreiben nicht mehr verwenden.60

In den geschilderten Fällen stellten die Finanzinstitute 
vor allem die Vorteile des alternativ angebotenen Ver­
trags heraus. Die Vorteile wurden so präsentiert, als sei­
en sie nur einem exklusiven Kundenkreis vorbehalten. 
Annahmefristen suggerierten, dass Eile geboten sei, 
denn nach Ablauf dieser Frist könne der Verbraucher 
möglicherweise nur schlechtere Konditionen erhalten.

 6.1.2.3 Eine nicht gewünschte Alternative wieder-
holt anbieten | Eine Kundin der Wüstenrot Bausparkasse 
AG fühlte sich von den Schreiben der Bausparkasse be­
lästigt, welche sie seit der Zuteilung ihres Bausparver­
trags im Oktober 2015 regelmäßig erhielt. Dreimal ver­
suchte die Bausparkasse sie zur Zuteilungsannahme zu 

60 Marktwächter, Pressemeldung 19.12.2016, „Marktwächtererfolg: Neue 
Leben lenkt ein“.

motivieren. Im ersten Jahr nach der Zuteilung waren die 
beiden Schreiben überschrieben: „Endlich – Wünsche 
erfüllen mit Ihrem Bausparvertrag!“ In einem dritten 
Schreiben mit der Überschrift „Tolle Neuigkeit: Darle­
henszinsen gesenkt. Exklusive Vorteile für Ihren Ver­
trag!“ wurde in Gestalt eines Post­It­Aufklebers die Auf­
forderung besonders hervorgehoben: „Einmalige 
Chance! Bis 10.03.2017 anrufen und Vorteile sichern!“. 
Die Verbraucherin soll zur Zuteilungsannahme veran­
lasst werden, was sie derzeit nicht will. Sie benötigt das 
Darlehen gerade nicht und das Bausparguthaben wird 
mit 2 Prozent p.a. verzinst. Nach den ABB erhöht sich der 
Guthabenzins rückwirkend ab Vertragsbeginn auf 
4,25 Prozent, wenn sie endgültig auf das Darlehen ver­
zichtet.

6.1.3 Amtliche Zustimmung zum  
eigenen Verhalten suggerieren

„Aufgrund einer zeitlich befristeten Ausnahmegenehmi­
gung der Bundesfinanzdienstleistungsaufsicht gilt die 
kostenlose Wechselofferte nur noch für eine beschränk­
te Zeit“, schrieb die Aachener Bausparkasse in einem 
Brief, den sie im April 2017 an eine Kundin versandte. 
Mit dem Verweis auf die BaFin versuchte die Aachener 
Bausparkasse, dem Tarifwechselangebot eine „amtli­
che“ Note zu geben. Die im Schreiben erwähnte Geneh­
migung der BaFin bezieht sich jedoch auf die kostenfreie 
Wechselmöglichkeit61 und generelle Zustimmung der 
BaFin zum Tarifwechsel der Bausparer. In späteren, an­
sonsten gleichlautenden Schreiben, fehlte der Verweis 
auf die BaFin.

6.1.4 Appelle an die Verantwortung für  
das Kollektiv

Verschiedene Bausparkassen appellieren an ihre Kunden 
mit der Bitte, auf ihre Rechte zu verzichten und weisen 
ihnen eine Verantwortung für die Bauspargemeinschaft 
zu. Angesichts des finanzwirtschaftlich schwierigen Um­
feldes bleibe ihnen kein anderer Ausweg, als die aus 

61 Normalerweise setzt ein Tarifwechsel voraus, dass der Bausparer ein 
Tarifwechselentgelt zahlt. Damit soll der Vertrag so behandelt werden, 
als wäre er von vornherein in dem Zieltarif abgeschlossen worden. Dies 
ist ein aufsichtsrechtliches Erfordernis zur Vermeidung sogenannter 
Mischtarife. Ein Verzicht auf das Tarifwechselentgelt setzt daher die Ein­
willigung der BaFin voraus. Diese wird stets nur für einen bestimmten 
Zeitraum erteilt. Die BaFin prüft, ob der kostenlose Tarifwechsel die kol­
lektive Liquidität gefährdet.



28 | Verhaltensweisen der Finanzinstitute

ihrer Sicht wirtschaftlich nicht mehr tragbaren Verträge 
zu beenden. 

Die Aachener Bausparkasse AG beschreibt die Situation 
wie folgt:
„Wir machen deutlich, dass ein Bausparvertrag kein 
bankübliches Sparkonto ist und nicht zur Geldanlage 
genutzt werden darf. Verhalten sich die Inhaber hochver­
zinslicher, mit den aktuellen finanzwirtschaftlichen Rah­
menbedingungen nicht mehr zu vereinbarender Bau­
sparverträge nicht dementsprechend, so schädigt dies 
nicht nur die Bausparkasse, sondern auch die gesamte 
Bauspargemeinschaft.“

Die LBS Ostdeutsche Landesbausparkasse AG schreibt:
„Wir müssen jetzt im Sinne einer ausgewogenen Bau­
sparkollektivsteuerung zu diesen Maßnahmen greifen“

Die Wüstenrot Bausparkasse AG schreibt an ihre Kunden:
„Im Zuge dessen werden Bausparverträge mit höheren 
Zinssätzen – weit über die Zuteilungsreife hinaus – als 
reine Geldanlage verwendet. Dies beeinträchtigt die Ge­
meinschaft der Bausparer. Unsere Aufgabe ist, dieses 
Bausparkollektiv zu schützen.“

Die BHW Bausparkasse AG schrieb 2015 an ihre Kunden:
„Trotz des seit Jahren anhaltenden Niedrigzinsniveaus 
haben wir den von Ihnen abgeschlossenen Bauspar­
vertrag unverändert fortgeführt und Ihnen so eine über 
dem Marktniveau liegende Verzinsung ermöglicht. Bitte 
haben Sie Verständnis, dass wir diesen Zustand im Inte­
resse der Gesamtheit aller Bausparer nicht unbegrenzt 
aufrechterhalten können.“

Die genannten Bausparkassen unterstellen ihren Kun­
den, sich nicht im Sinne des Bausparkollektivs zu 
verhalten. Dieser Vorwurf ist ungerechtfertigt. Die Ver­
antwortung für die Tarifgestaltung obliegt allein der Bau­
sparkasse. Sie bestimmt die Tarifbedingungen und legt 
sie der BaFin zur Genehmigung vor. Verbraucher müssen 
darauf vertrauen können, dass die Tarifbedingungen er­
füllt werden. Sollte sich die Kalkulationsgrundlage der 
Bausparkasse so verändert haben, dass diese sich nun 
bedroht sieht, kann dies nicht dem Vertragspartner, der 
sich auf die gegebenen Bedingungen einließ, angelastet 
werden.

Die Aachener Bausparkasse wirft ihren Kunden vor, den 
Bausparvertrag als bankübliches Sparkonto zur Geldan­

lage zu missbrauchen. Auch diese Vorhaltung ist nicht 
korrekt. Ein Sparkonto zeichnet sich durch eine regelmä­
ßige Verfügungsmöglichkeit des Sparers aus. Das Spar­
konto kann darüber hinaus jederzeit in beliebiger Höhe 
bespart werden. Dass die Bausparkasse einst Bauspar­
verträge herausgegeben hat, die sich nun nicht mehr 
mit den aktuellen „finanzwirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen“ vereinbaren lassen, kann keineswegs dem 
Bausparer zugerechnet werden. 

6.1.5 Den Ausstieg vergüten

Um Verbraucher umzustimmen, die weiterhin an ihren 
rentablen Bausparverträgen festhielten, boten einige 
Bausparkassen Prämien zwischen 250 und 700 Euro pro 
Vertrag für die vorzeitige Vertragsauflösung an. Die Aa­
chener Bausparkasse bot Bausparern pauschal 500 Euro 
je Vertrag als „Zinsausgleich“. Auch die BSQ Bauspar­
kasse AG (früher Quelle Bausparkasse AG) versuchte mit 
einem „Sonderzinsbonus“ von bis zu 700 Euro, Kunden 
aus ihren Verträgen mit einer Guthabenverzinsung von 
4,75  Prozent inkl. Bonuszins bei Darlehensverzicht zu 
locken. Den „Sonderzinsbonus“ erhielt der Bausparer, 
wenn er mit der (vorzeitigen) Abrechnung seines Bau­
sparkontos einverstanden war.

Die vertraglich noch zu erwartenden Zinseinnahmen 
überstiegen in den uns vorliegenden Fällen die angebo­
tene Pauschale bei weitem. Um ein Beispiel zu nennen: 
Die BSQ Bausparkasse AG bot einem Kunden einmalig 
700 Euro für den sofortigen Ausstieg. Die Zinseinnah­
men dieses 2004 abgeschlossenen Vertrags beliefen 
sich jedoch auf über 800 Euro pro Jahr. Der Vertrag war 
2011 zuteilungsreif. Wird er weiterhin mit 100 Euro regel­
mäßig bespart, wäre er voraussichtlich 2021 bis zur Bau­
sparsumme angespart. Ein ordentliches Kündigungs­
recht stand der Bausparkasse absehbar in den nächsten 
Jahren nicht zu.

Die von der Bausparkasse angebotenen 700 Euro Sofort­
prämie waren weit weniger als der zu erwartende Zins­
ertrag über die nächsten vier Jahre, der in diesem Fall 
mehr als 3.200 Euro betrug. Mit der Pauschale versu­
chen Bausparkassen sich von der langfristigen Verpflich­
tung – aus ihrer Sicht – zu hoher Zinszahlungen vorzeitig 
zu befreien. Vermutlich liegt die angebotene Pauschale 
meist unter den von Bausparern noch zu erwartenden 
Sparzinsen (inkl. Bonus bei Darlehensverzicht), andern­
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falls wäre die Offerte aus Perspektive der Bausparkasse 
nicht vorteilhaft.

6.1.6 Mit der Kündigung drohen 

Einige Verbraucher, die nicht auf Angebote zu Tarif­ oder 
Vertragswechseln eingingen, sondern auf der Fortset­
zung der Verträge bestanden, erhielten in der Folge von 
ihrem Finanzinstitut weitere Schreiben. Darin drohten 
die Anbieter mit der Kündigung der Verträge, sollte der 
Verbraucher sich weiterhin weigern, auf das Wechsel­
angebot einzugehen.

 6.1.6.1 Tarifwechsel oder Kündigung | An Verbrau­
cher, die das Angebot der Aachener Bausparkasse zum 
Tarifwechsel nicht annahmen, versandte die Bauspar­
kasse wenige Wochen später ein weiteres Schreiben. 
Darin verwies sie auf die „lang andauernde Niedrig­ und 
mittlerweile Nullzinsphase“ und drohte für den Fall, 
dass der Verbraucher das Vertragsänderungsangebot 
nicht annehmen werde, die Kündigung des Bausparver­
trags an.

Mit solchen Schreiben übt die Bausparkasse massiv 
Druck aus, da Verbraucher nun gezwungen sind zu re­
agieren. Nach Ansicht des Verbraucherzentrale Bundes­
verbandes handelte es sich in diesem Fall um ein un­
lauteres Verhalten der Aachener Bausparkasse, darum 
hat er im Juli 2017 Klage beim Landgericht Aachen einge­
reicht. In einem anderen, aber vergleichbaren Fall unter­
sagte die Verbraucherzentrale Baden­Württemberg die 
Kündigungsandrohung der Sparkasse Ulm, die versucht 
hatte, ihre Kunden aus langfristigen Scala­Sparverträgen 
zu drängen (LG Ulm, Az. 4 O 364/13).

 6.1.6.2 Wechsel zur Muttergesellschaft oder Kün-
digung | Die Donner & Reuschel AG teilte ihren Kunden 
mit, Riester geförderte CHD Vorsorgesparpläne nicht 
mehr weiterzuführen, da sie nach einer Softwareumstel­
lung „nicht in die neue IT­Landschaft übernommen wer­
den“ könnten. Die Privatbank schrieb den Kunden, die 
einen Riester­Banksparplan bei ihr abgeschlossen hat­
ten: „Im Zuge der Gespräche mit potentiellen Unterneh­
men wurde jedoch deutlich, dass unsere Produktausge­
staltung in der heutigen Zins­ und Marktlage keine 
herausragende Attraktivität und Renditechancen mehr 
bietet.“ Darum sei es nicht möglich gewesen, ein Unter­
nehmen zu finden, das zur Übernahme des CHD 
Vorsorge sparplans bereit gewesen sei.

Das Bankhaus empfahl daher einen Vertragswechsel zur 
Muttergesellschaft Signal Iduna, bei dem für die Kun­
den „keinerlei Nachteile“ bestünden. Der Wechsel zur 
Mutter gesellschaft sei kostenneutral möglich, alle Zula­
gen blieben erhalten, darüber hinaus könne man dem 
Kunden eine deutliche Verbesserung der Produktsitua­
tion ohne zusätzliche Risiken bieten. Wörtlich schreibt 
die Bank: „Wir sehen hier aus Renditeaspekten vielmehr 
eine deutliche Verbesserung der Produktsituation für 
unsere Kunden, ohne dass diese zusätzliche Risiken 
eingehen müssen.“

Im November bzw. Dezember 2016 setzte die Privatbank 
den Kunden eine Frist, das Angebot der Signal Iduna 
bis zum 15. Dezember 2016 anzunehmen – wer sich bis 
zu dieser Frist nicht zurückmeldete, dessen Vorsorge­
sparplan werde gekündigt. Im April 2017 versandte die 
Donner & Reuschel AG das Kündigungsschreiben an Ver­
braucher, die nicht auf das Angebot eingegangen waren 
(siehe auch Kapitel 6.3.1.2).

6.1.7 Suggestive Formulare verwenden 

Finanzinstitute sollten Formulare klar, übersichtlich und 
verständlich gestalten, so dass die Kunden über alle ih­
nen zum gegebenen Zeitpunkt zur Verfügung stehenden 
Handlungsoptionen und deren Folgen informiert wer­
den. Einige Finanzinstitute versenden stattdessen For­
mulare, die vertraglich vorgesehene Wahlmöglichkeiten 
verschleiern oder gar den Eindruck vermitteln, dass eine 
Kündigung des Vertrags durch den Verbraucher die ein­
zige zur Verfügung stehende Option sei.

 6.1.7.1 Vertraglich vorgesehene Wahlmöglichkeit 
verschleiern | Die Wüstenrot Bausparkasse AG verwende­
te im Juni 2016 im Vergleich zu 2009 modifizierte Zutei­
lungsnachrichten: „Sie können jetzt über das Bauspar­
guthaben verfügen und vom attraktiven und zinssicheren 
Bauspardarlehen profitieren. Bitte schicken Sie uns dazu 
das beigefügte Formular ausgefüllt und unterschrieben 
zurück und setzen Sie sich mit Ihrem Berater in Verbin­
dung.“ (Hervorhebung durch den Verfasser). Das erwähn­
te beigefügte Formular sah einzig die Zuteilungsannahme 
vor, der Verbraucher konnte lediglich zwischen Bereitstel­
lung des Bauspardarlehens und Verzicht auf das Darle­
hen wählen. Ältere Schreiben zur Zuteilung enthielten 
noch den Zusatz „Sie benötigen das Geld erst später? 
Dann brauchen Sie nichts weiter zu tun. Bitte informieren 
Sie uns zu gegebener Zeit über Ihren Zuteilungswunsch.“
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Auch die Deutsche Bank Bauspar AG trickste mit der 
Zuteilungsnachricht, wie die Stiftung Warentest berich­
tete.62 Die Schreiben seien so formuliert, als hätten die 
Kunden gar keine andere Wahl, als sich das Guthaben 
auszahlen zu lassen.

Die BaFin kritisierte in ihrem Jahresbericht 2016 „Zutei­
lungsbenachrichtigungen als unvollständig, die zwar 
verschiedene Handlungsoptionen aufzeigten, nicht je­
doch auf die Möglichkeit hinwiesen, einen bestehenden 
Bausparvertrag weiterhin zu besparen“.63

Bei Bausparverträgen handelt es sich um ein sehr kom­
plexes Konstrukt, welches sich durch eine Spar­ und eine 
Darlehensphase auszeichnet. Eine Beratung zu diesem 
Produkt erhält der Verbraucher üblicherweise nur bei Ab­
schluss des Vertrags. Zum Zeitpunkt der Zuteilung muss 
er sich selbst über seine Rechte und Möglichkeiten infor­
mieren. Bausparkassen verweisen auf die ABB, die aller­
dings umfangreich sind und mit zahlreichen Fachtermini 
und Verweisen arbeiten. Wenn Bausparkassen Verbrau­
cher nicht darüber informieren, dass die Möglichkeit 
besteht, einen Bausparvertrag aufrechtzuerhalten und 
gutverzinst weiter zu besparen, hindern sie Verbraucher 
an der Ausübung ihrer Rechte. Die Beschreibung von 
nur zwei möglichen Alternativen (Verzicht oder Annah­
me) suggeriert, dass es keine dritte mögliche Alternative 
(weiter Besparen) gäbe.

 6.1.7.2 Vorbereitetes Kündigungsformular zusen-
den | Die Credit Europe Bank informierte ihre Kunden am 
15. März 2017 darüber, Tages­ und Festgeldkonten Top 
Interest zukünftig „ausschließlich online“ führen zu wol­
len. Die Umstellung erfolge automatisch zum 15. Mai 
2017. Die Bank räumte in ihren Schreiben die Möglich­
keit des Widerspruchs gegen diese Umstellung ein und 
fügte dem Schreiben ein Widerspruchsformular bei, auf 
welchem der Widerspruch bereits formuliert und ange­
kreuzt war. Mit dem Widerspruch wurde automatisch die 
Abrechnung und Schließung des Tagesgeldkontos ver­
bunden. Gleichzeitig „gestattet“ die Credit Europe, „ab­
weichend von den Sonderbedingungen“ auch die noch 
laufenden Festgeldanlagen vorzeitig gebührenfrei aufzu­
lösen. Der entsprechende Antrag zum Ankreuzen ist auf 
der gleichen Seite drucktechnisch besonders hervorge­
hoben.

62 Stiftung Warentest, 16.02.2016, „Gutverzinsten Altverträge: Fieser Trick 
der Deutsche Bank Bauspar AG“.

63 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 2016, S. 40.

Die Bank verquickt hier den Widerspruch gegen die Um­
stellung auf Online­Banking mit der Beendigung noch 
gut verzinster Festgeldanlagen, obwohl das eine mit 
dem anderen nichts zu tun hat. Vorbereitete Formulare, 
die mit einer gewissen Dringlichkeit versehen sind, wer­
den möglicherweise vorschnell ausgefüllt.64

6.2  ENGE VERTRAGSAUSLEGUNG ZU  
UNGUNSTEN DES KUNDEN

Kulanz, Großzügigkeit oder Nachlässigkeit des Unter­
nehmens können viele Verbraucher bei Sparverträgen, 
die für den Anbieter nachteilig sind, nicht mehr erwar­
ten. Dies erleben zurzeit etliche Verbraucher, die sich 
irritiert über ein verändertes Anbieterverhalten ratsu­
chend an die Verbraucherzentralen wenden.

In diesem Abschnitt beschreiben wir, dass Bausparkas­
sen und Verbraucher sich über die Vertragsauslegung 
uneins sein können. Dies ist insbesondere dann von 
Bedeutung, wenn eine enge Vertragsauslegung die Bau­
sparkasse zur Kündigung des Sparvertrags berechtigen 
würde.

Im Einzelfall ist jeweils zu prüfen, ob eine von der Re­
gel abweichende Vertragsbedingung wirksam verein­
bart wurde. Kann der Verbraucher sich auf individuelle 
schriftliche Vereinbarungen beziehen, spricht das häufig 
für ihn. Auch jahrelang seitens des Unternehmens ge­
duldete Praxis kann ein Indiz für eine von beiden Seiten 
gewollte oder vereinbarte Vertragsbestimmung sein.

6.2.1 Annahme von Sparbeiträgen  
verweigern

Bausparkassen zeigten sich in der Vergangenheit bezüg­
lich der Besparung häufig tolerant. Regelmäßige monat­
liche Sparraten in der Wunschhöhe des Kunden waren 
genauso möglich wie unregelmäßiges Sparen. Auch wur­
de das Recht, Sonderzahlungen auf den Bausparvertrag 
leisten zu dürfen, im Kundengespräch häufig als beson­
derer Vorteil des Bausparens dargestellt.65

In jüngster Zeit zeigen sich einige Bausparkassen weni­
ger kulant und lehnen Sonderzahlungen und höhere Re­
gelsparbeiträge auf gutverzinste Bausparverträge unter 

64 Von Verbraucherzentralen im Frühwarnnetzwerk gemeldete Fälle.
65 Von Verbraucherzentralen im Frühwarnnetzwerk gemeldete Fälle.
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Verweis auf das umfassende Regelwerk der Allgemeinen 
Bedingungen für Bausparverträge ab.

Derzeit sind einige Bausparkassen offenbar bestrebt, 
zumindest bei gut verzinsten Verträgen möglichst ge­
ringe Sparbeiträge anzunehmen. In den Allgemeinen 
Bedingungen für Bausparverträge ist die Regelsparrate 
festgelegt, regelmäßig verweisen die Bausparkassen in 
den ABB auch darauf, dass abweichende Sparleistungen 
der Zustimmung der Bausparkasse bedürfen. Von dieser 
Regelung machen einige Bausparkassen derzeit also Ge­
brauch.

In einem Schreiben an einen Bausparkunden verweiger­
te etwa die LBS Ostdeutsche Landesbausparkasse AG 
die Annahme höherer Sparleistungen: „Die derzeitige 
Situation auf dem Finanzmarkt zwingt uns von den Fest­
legungen des § 2 Ziffer 2 der Allgemeinen Bedingungen 
für Bausparverträge (ABB) Gebrauch zu machen. Wir 
müssen jetzt im Sinne einer ausgewogenen Bausparkol­
lektivsteuerung zu diesen Maßnahmen greifen und Son­
derzahlungen bzw. Zahlungen über die Regelsparrate 
hinaus ablehnen.“

Sparzahlungen über die Zuteilungsreife hinaus schmä­
lern den Darlehensanspruch auf das zinsgünstige Dar­
lehen und waren aus Sicht der Bausparkasse lange Zeit 
kein Problem. Im aktuellen Niedrigzinsumfeld verweigert 
die Bausparkasse Wüstenrot AG jedoch die Annahme 
von Sparbeiträgen nach der Zuteilung. So teilte sie im 
März 2016 einem Bausparer mit, dass mit der Zuteilung 
die weitere Besparung des Bausparvertrags ende und 
keine weiteren Sparbeiträge abgebucht würden.

Eine Bausparkasse hat jedoch nicht immer das Recht, 
die Zahlung weiterer Regelsparbeiträge abzulehnen. Die 
ABB sehen bei Nichtannahme der Zuteilung meist eine 
Vertragsfortsetzung vor. In diesem Fall geht man davon 
aus, dass sämtliche Rechte und Pflichten weiter gelten. 
Somit hätte der Bausparer auch das Recht, je nach Ver­
trag sogar die Pflicht, den Regelsparbeitrag weiter zu 
leisten.

6.2.2 Auf Regelbesparung bestehen

Anfang 2017 forderte die Schwäbisch Hall Bauspar AG 
etliche Bausparer dazu auf, Regelsparbeiträge nachzu­
zahlen. Die BSQ Bauspar AG forderte eine Bausparerin 
dazu auf, die Regelsparbeiträge für zwölf Monate binnen 

drei Monaten nachzuzahlen, andernfalls wolle sie von 
ihrem Recht auf Kündigung des Bausparvertrags Ge­
brauch machen. Ein Bausparkunde der Deutschen Ring 
Bausparkasse AG, der seit mehreren Jahren einen ge­
ringeren Sparbeitrag leistete, sollte innerhalb von zwei 
Monaten mehrere tausend Euro nachzahlen. Die Bau­
sparkasse teilte mit, dass der Vertrag andernfalls nicht 
fortgeführt werden könne. Wenn Bausparer die ausste­
henden Regelsparbeiträge nicht innerhalb der gesetzten 
Frist leisten können, berechtigt das die Bausparkasse 
unter Umständen zur Kündigung des Bausparvertrags.

Wie viele Regelsparbeiträge nachgefordert werden kön­
nen und in welcher Höhe der Regelsparbeitrag vereinbart 
wurde, ist allerdings im Einzelfall zu prüfen. Im Abschnitt 
„Sparzahlungen“ der Allgemeinen Bedingungen für Bau­
sparverträge findet sich häufig folgende Vereinbarung:

„Hat der Bausparer 6 Regelsparbeiträge unter Anrech­
nung von Sonderzahlungen nicht geleistet und ist er der 
schriftlichen Aufforderung der Bausparkasse zur Nach­
zahlung länger als 2 Monate nicht nachgekommen, kann 
die Bausparkasse den Bausparvertrag mit einer Frist von 
drei Monaten kündigen.“

Können Bausparer die berechtigte Nachforderung des 
Regelsparbeitrages in der Kürze der Frist nicht aufbrin­
gen, ist die Bausparkasse in vielen Fällen zur Kündigung 
berechtigt. Nicht immer können die Bausparkassen je­
doch ihre Nachforderungen von Regelsparbeiträgen ge­
richtlich durchsetzen. In einem Fall gegen die Aachener 
Bausparkasse, bei dem es um die Nachforderung des 
Regelsparbeitrages für zwölf Jahre ging, untersagte das 
Landgericht Aachen66 ein derartiges Ansinnen. „Denn 
die Aufforderung dient allein der Schaffung der Vor­
aussetzung für eine Kündigung des Vertrages nach § 5 
Abs. 3 ABB.“

Die BaFin kommentierte dies 2012 wie folgt:
„Soweit ein geringerer als der Regelsparbeitrag (bzw. gar 
keine Zahlung) geleistet wird, nahmen Bausparkassen in 
der Vergangenheit dieses Sparverhalten regelmäßig hin. 
Allerdings unterliegt auch die geringere Besparung inso­
weit der Zustimmung der Bausparkassen, als dass die­
se nach den maßgeblichen ABB regelmäßig berechtigt 
sind, die Differenz zum Regelsparbeitrag einzufordern. 
Gleicht der Bausparer diese Differenz in der Folge nicht 

66 LG Aachen, Urteil v. 18.08.2017, Az. 10 O 158/17.



aus, kann der Bausparvertrag gemäß den vertraglichen 
Regelungen durch die Bausparkasse gekündigt werden. 
Von dieser Kündigungsmöglichkeit haben einige Bau­
sparkassen in der jüngsten Zeit Gebrauch gemacht. Dies 
kann die BaFin grundsätzlich nicht beanstanden.“67

Das kann allerdings für die Fälle nicht gelten, in denen 
der Bausparer und die Bausparkasse individuell einen 
monatlichen Sparbetrag vereinbarten68, der nachweis­
lich der Vertragsunterlagen unter den sonst üblichen 4 
bis 5 Promille der Bausparsumme liegt. In solchen Fällen 
hat die Individualvereinbarung nach §  305b  BGB Vor­
rang, so dass von Seiten der Bausparkasse nicht auf der 
Regelbesparung bestanden werden kann. 

6.3  KÜNDIGUNGEN

Bei langfristigen Verträgen, in welchen die Unternehmen 
ein Kündigungsrecht für sich sehen, versuchen sie die­
ses Recht durchzusetzen. Die Unternehmen führen in 
ihren Schreiben Begründungen an, weshalb sie eine Ver­
tragsänderung bzw. Kündigung anstreben. Im Folgenden 
setzen wir uns mit den vorgebrachten Begründungen 
auseinander.

6.3.1 „Störung der Geschäftsgrundlage“

§ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuch räumt Vertragspart­
nern ein außerordentliches Kündigungsrecht ein, wenn 
eine „Störung der Geschäftsgrundlage“ eintritt. Die 
Rechtmäßigkeit der Anwendung dieses Paragrafen bei 
der Kündigung von langfristigen Sparverträgen ist recht­
lich umstritten (siehe 5.1.2). Finanzinstitute versuchen 
jedoch, Kündigungen mit diesem Paragrafen zu begrün­
den und interpretieren dabei nicht nur das Niedrigzins­
umfeld als „Störung der Geschäftsgrundlage“.

 6.3.1.1 Niedrigzinsumfeld | Die Aachener Bauspar­
kasse AG ist bislang die einzige Bausparkasse, die lang­
laufende Bausparverträge, die weder voll bespart noch 
seit mehr als zehn Jahren zuteilungsreif sind, wegen ge­
störter Geschäftsgrundlage gekündigt hat. Sie sieht in 
dem historisch niedrigen Zinsniveau eine nicht vorher­

67 BaFin, 15.03.2012, „Wie hoch muss die monatliche Sparrate/der Regel­
sparbeitrag sein?“

68 Unter anderem auf der Grundlage solcher individueller Vereinbarungen 
sah das Landgericht Stuttgart eine Klausel, die eine Kündigungsmög­
lichkeit nach 15 Jahren nach Vertragsabschluss vorsieht, für rechtswidrig 
an (LG Stuttgart, Urteil v. 16.11.2017, Az. 11 O 218/16). Das Urteil ist noch 
nicht rechtskräftig, anhängig bei OLG Stuttgart, Az. 2 U 188/17.

sehbare, ihrem Verantwortungsbereich entzogene Ver­
änderung, welche die mit Verbrauchern geschlossenen 
Verträge beeinflusse und sie somit zur Kündigung bzw. 
Vertragsanpassung berechtige:

„Da Sie dieses Vertragsanpassungsangebot nicht ange­
nommen haben, sehen wir uns gezwungen, Ihren Bau­
sparvertrag nach § 314 Abs. 1 Satz 1 BGB aus wichtigem 
Grund beziehungsweise nach § 313 Abs. 1 in Verbindung 
mit Abs.  3 Satz 2BGB wegen Störung der Geschäfts­
grundlage zu kündigen“, schreibt die Aachener Bauspar­
kasse seit Anfang 2017 vielen ihrer Kunden.

Tatsächlich sind Zinsschwankungen keineswegs unvor­
hersehbar, schließlich sind genau diese Zinsschwan­
kungen der Grund, sich langfristig an einen Vertrag mit 
festem Zins zu binden. Der Vorteil des Bausparens lag 
seit jeher in der Festlegung der Zinsen über die gesamte 
Vertragsdauer sowohl für die Spar­ als auch für die Darle­
hensphase. Auch starke Zinsschwankungen sind histo­
risch gesehen nicht ungewöhnlich. Die Kapitalmarktzin­
sen stiegen seit den sechziger Jahren von ca. 6 Prozent 
bis zur Mitte der siebziger Jahre auf über 10 Prozent an. 
In den folgenden Jahren sank das Zinsniveau wieder 
deutlich in Richtung von 6  Prozent ab, um Anfang der 
1980er­Jahre erneut die Marke von 10 Prozent zu über­
steigen. Eine hohe Schwankungsbreite des Zinsniveaus 
ist für Bausparkassen somit nicht überraschend.

Das absolute Zinsniveau ist für die Geschäftsgrund lage 
nicht entscheidend, da es für Kreditinstitute auf die Dif­
ferenz zwischen Zinserträgen und Zinsaufwendungen 
(Zinsmarge) ankommt. Auch ein Zinsniveau nahe null 
Prozent konnte angesichts der seit den neunziger Jahren 
anhaltenden Niedrigzinsphase in Japan – dort liegen die 
Leitzinsen seitdem stets unter 0,5  Prozent – nicht als 
ausgeschlossen betrachtet werden.69 In der Schweiz gab 
es zeitweise bereits in den 1970er Jahren Negativzinsen, 
die von der Schweizerischen Notenbank SNB eingeführt 
wurden.

 6.3.1.2 Umstellung der Bankensoftware | Die Privat­
bank Donner & Reuschel AG kündigte unter Berufung auf 
§ 313 BGB 16 Riester­geförderte Vorsorgesparpläne, weil 
eine Fortführung nach Umstellung der Bankensoftware 
unmöglich sei. Die Vorsorgesparpläne könnten in die 

69 Das Statistik Portal, Leitzinsentwicklung der japanischen Zentralbank 
von 1975 bis 2016.
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„neue IT­Landschaft“ nicht übernommen werden. Vor­
ausgegangen war das Angebot an alle Riesterkunden 
des Bankhauses, ihren Vertrag auf ein Angebot der Mut­
tergesellschaft Signal Iduna zu übertragen (siehe Kapitel 
5.1.6.2). Diese 16 Kunden hatten das Angebot nicht an­
genommen. 

Offenbar interpretierte die Privatbank hier eine Soft­
wareumstellung als „Störung der Geschäftsgrundlage“. 
Ob die Umstellung eines „Bankbasissystems“, sprich: 
einer Software zur Systemsteuerung, Datenverwaltung 
und Buchhaltung, als solche angesehen werden kann, 
ist fraglich. Die Verbraucherzentrale Baden­Württemberg 
hat Anfang November 2017 dagegen Klage eingereicht.

Mit der außerordentlichen Kündigung der Vorsorgespar­
pläne durch die Donner & Reuschel AG drohte den be­
troffenen Verbrauchern laut dem Kündigungsschreiben 
der Privatbank vom April 2017 der Verlust der staatlichen 
Zulagen. Fänden Verbraucher nicht innerhalb der vorge­
gebenen Kündigungsfrist von zwei Monaten einen neu­
en Anbieter für ihr Riester­Sparprodukt und leiteten des­
sen Vertragsdaten an die Donner & Reuschel AG weiter, 
werde die Bank „eventuell erhaltene Zulagen an die ZfA 
(Zentrale für Altersvermögen) zurücküberweisen“. Diese 
staatlichen Zulagen machten in einem dem Marktwäch­
ter vorliegenden Fall über zwei Drittel des Guthabens 
aus.

6.3.2 „Steuerung des Bausparkollektivs“

Einige Bausparkassen führen zur Begründung ihrer Kün­
digung bauspartechnische Gründe an: Viele Bausparer 
verzichten auf Bauspardarlehen, weil die Effektivzinsen 
für grundpfandrechtlich gesicherte Darlehen derzeit 
attrak tiver sind als die Zinsen, die auf Bauspardarlehen 
älterer Bausparverträge fällig würden. Ihrem eigenen An­
spruch zufolge ist das Bauspargeschäft aber unabhän­
gig von der Kapitalmarktentwicklung:

„Das deutsche Bausparsystem ist keine Schönwetter­
veranstaltung. Es hat sich auch in Krisen bewährt, weil 
es vom Kapitalmarkt weitgehend unabhängig ist. In ei­
nem geschlossenen Spar­ und Finanzierungskreislauf 
schaffen die Bausparer mit ihren Sparbeiträgen die 
Basis für die Vergabe von Bauspardarlehen. Die Bau­

sparkassen müssen sich dafür nicht am Kapitalmarkt 
refinanzieren.“70 

Seit die Bausparkassen in Werbekampagnen ihre Bau­
sparverträge als attraktive Geldanlageprodukte bewor­
ben haben, mussten sie jedoch damit rechnen, dass in 
Zukunft mehr Kunden den Bausparvertrag tatsächlich 
zum Sparen nutzen und weniger Sparer das Darlehen in 
Anspruch nehmen.

Die Bausparkasse Wüstenrot AG beruft sich in einem 
Kündigungsschreiben folgendermaßen auf den Schutz 
des Kollektivs:
„Unsere Aufgabe ist, dieses Bausparkollektiv zu schüt­
zen. Dazu gehört, Verträge aufzulösen, …“

Die Aachener Bausparkasse AG formuliert es noch dras­
tischer:
„Dieses deutliche Ungleichgewicht von Aufwand und 
Ertrag kann die Aachener Bausparkasse AG, deren vor­
dringliche Aufgabe die verantwortungsvolle Verwaltung 
und Steuerung des Bausparkollektivs ist, nicht hinneh­
men. Es bedarf vielmehr nachhaltiger Korrekturmaßnah­
men mit dem Ziel, eine Beschädigung unserer Bauspar­
kasse und die damit verbundene Benachteiligung der 
gesamten Bausparergemeinschaft zu verhindern.“

Auch bei der LBS Bayern taucht diese Begründung im 
Kündigungsschreiben auf:
„Wir sind nämlich verpflichtet, für das notwendige 
Gleichgewicht zwischen der Spar­ und der Darlehenssei­
te im Bausparsystem zu sorgen.“

In den Kündigungsschreiben der Bausparkassen wird 
die Verantwortung für das Bausparkollektiv, also die 
Gesamtheit der Bausparer, in den Vordergrund gestellt. 
Gleichzeitig agieren Bausparkassen als Unternehmen, 
deren Ziel es ist, Gewinne zu erwirtschaften.

Die Bausparkasse BSQ Bauspar AG (vormals Quelle 
Bausparkasse AG) versuchte mit dem Verweis auf „bau­
spartechnische Gründe“ in ihren Bausparverträgen des 
Tarifs Q16 die Laufzeit des Vertrags per ABB­Klausel zum 
Nachteil der Bausparer auf sieben Jahre zu begrenzen. 
Dagegen klagte die Verbraucherzentrale Baden­Würt­
temberg. Das LG Nürnberg­Fürth teilt die Auffassung der 
Verbraucherschützer und erklärte die Klausel für rechts­

70 Verband der privaten Bausparkassen e. V. „Der Verband im Profil“, 2016.



34 | Verhaltensweisen der Finanzinstitute  

widrig. Eine Klausel, nach der die Laufzeit „aus bauspar­
technischen Gründen“ einseitig begrenzt werden kann, 
ist nach einer Entscheidung des Landgerichts Nürnberg­
Fürth unwirksam (Az.: 7 O 1987/16).

Bausparkassen haben laut § 8 Abs. 4 BauSparkG im Rah­
men ihres Risikomanagements laufend geeignete Ver­
fahren und Methoden zu verwenden, anhand derer die 
Entwicklung des Bauspargeschäfts, insbesondere der 
Bauspareinlagen und der Bauspardarlehen, hinreichend 
genau prognostiziert werden kann. Die wirtschaftlichen 
Parameter festzulegen, obliegt der Bausparkasse und 
ist für den Bausparer somit weder nachvollziehbar noch 
überprüfbar. Der Bausparer muss darauf vertrauen, dass 
die Tarife derart aufgelegt wurden, dass das Kollektiv 
keinen Schaden nimmt. Zudem ist es Aufgabe der BaFin, 
bei der Genehmigung von Bauspartarifen unter anderem 
zu prüfen, ob eine nachhaltig gesicherte kollektive Li­
quidität sichergestellt ist (§ 4 Abs. 1 BausparkV) und ob 
die Tarifspanne in den ABB so festgelegt wurde, dass die 
Erfüllbarkeit der von der Bausparkasse übernommenen 
Verpflichtungen dauerhaft gewährleistet erscheint (§  4 
Abs. 5 BausparkV) und der Tarif dauerhaft tragfähig ist.

6.3.3 „Gebot der Wirtschaftlichkeit“

Im November 2015 formulierte die Kreissparkasse An­
halt­Bitterfeld AöR eine Begründung, die sich später 
auch in den Schreiben anderer Sparkassen wiederfand: 
„Die Kreissparkasse Anhalt­Bitterfeld ist gemäß §  2 
Abs.  1 S. 1 SpkG­LSA ein Wirtschaftsunternehmen und 
führt ihre Geschäfte gemäß §  2 Abs.  3 SpkG­LSA nach 
kaufmännischen Grundsätzen. Deshalb unterliegt die 
Sparkasse dem Gebot der Wirtschaftlichkeit. Aufgrund 
der vorstehend dargestellten Situation an den Kapital­
märkten ist die Sparkasse zur Erfüllung ihrer gesetzli­
chen Aufgaben gezwungen, das Produkt „Prämienspa­
ren flexibel“ insgesamt einzustellen. Zur Erfüllung des 
Wirtschaftlichkeitsgebotes kann die Sparkasse auch die 
bestehenden Verträge nicht mehr fortsetzen.“

Die Kreissparkasse Stendal AöR und die Sparkasse Mul­
dental AöR begründeten ihre Kündigungen im Jahr 2017 
folgendermaßen:
Die Sparkasse […] „ist ein Wirtschaftsunternehmen und 
führt ihre Geschäfte nach kaufmännischen Grundsät­
zen. Deshalb unterliegen wir dem Gebot der Wirtschaft­
lichkeit. Aufgrund der Situation an den Kapitalmärkten 
sind wir dazu gezwungen, das Produkt „Prämiensparen 

flexibel“ einzustellen. Zur Erfüllung des Wirtschaftlich­
keitsgebotes können wir auch die bestehenden Verträge 
nicht mehr fortsetzen.“

Die VR Bank Nürnberg eG argumentiert mit ihrer Verant­
wortung für Kunden und Teilhaber:
„Wir haben im Sinne unserer Teilhaber und Kunden ver­
sucht, trotz deutlicher negativer Ergebniswirkung auf 
unsere Genossenschaftsbank, diese Sparverträge auf­
recht zu erhalten. Aufgrund der oben geschilderten Rah­
menbedingungen sehen wir im Sinne aller Teilhaber und 
Kunden leider keine andere Möglichkeit, als von unse­
rem Kündigungsrecht Gebrauch zu machen.“

Die Erzgebirgssparkasse AöR begründet die Kündigung 
von Prämiensparverträgen in Schreiben vom September 
2017 folgendermaßen:
„Infolge des anhaltenden Niedrigzinsumfeldes ist eine 
hohe Prämierung von Spareinzahlungen wirtschaftlich 
nicht mehr vertretbar. Wir kündigen Ihren Prämienspar­
vertrag […] ordentlich […]“

Wirtschaftliche Erwägungen spielen auf der anderen 
Seite auch für Verbraucher eine Rolle. Aus genau diesen 
wirtschaftlichen Erwägungen heraus wurden diese Ver­
träge geschlossen (siehe auch Kapitel 3.2 und 4.2).

6.3.4 „Vertragszweck entfallen“

Die LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin­Han­
nover AG (LBS Nord) informierte im Jahr 2009 zahlreiche 
Kunden über die Zuteilungsreife ihrer Bausparverträge 
und legte dieser Mitteilung ein Antwortformular bei. In 
diesem Formular befand sich hinter der Alternative „An­
nahme mit Verzicht auf das Darlehen“ in Klammern der 
Zusatz „(Einzug der Sparrate bleibt unverändert beste­
hen.)“ und „Wichtig: Durch die Annahme wird nicht au­
tomatisch die Auszahlung Ihres Bausparvertrages aus­
gelöst.“ Verbraucher, die das Antwortformular nutzten, 
vereinbarten damit aus Sicht der LBS die Zuteilung ihres 
Bausparvertrags. 

Diese Vereinbarungen weichen stark von der üblichen 
Praxis ab. Bausparer der LBS Nord konnten 2009 die 
Zuteilung ihres Bausparvertrags annehmen und gleich­
zeitig auf das Darlehen verzichten. Das ist ungewöhn­
lich, weil bei Annahme der Zuteilung eines Bauspar­
vertrags normalerweise das Darlehen ausgezahlt wird. 
Entscheidet sich ein Bausparer, das Darlehen erst später 
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in Anspruch zu nehmen, muss er üblicherweise nichts 
unternehmen und die Zuteilung zum späteren Zeitpunkt 
beantragen.

Diese Vereinbarungen schloss die LBS Nord AG mit 
verschiedenen Bausparern ab. Angesichts der vorbe­
nannten Hinweise der Bausparkasse und der gelebten 
Geschäftspraxis, dass trotz des Darlehensverzichts die 
Spareinlage sieben Jahre weiter eingezogen wurde, be­
stand nach Ansicht des Verbraucherzentrale Bundesver­
bands in diesen Fällen kein Kündigungsrecht, der Ver­
trag wurde modifiziert und war fortzusetzen. 

Nach Intervention des Verbraucherzentrale Bundesver­
bands teilte die LBS Nord mit, dass sie zukünftig keine 
Kündigungen aus § 488 Abs. 3 BGB wegen eines voran­
gegangen Darlehensverzichts mehr aussprechen werde. 
Ebenso würde das in der Vergangenheit eingesetzte For­
mular zur Zuteilungsannahme so nicht mehr verwendet. 

6.3.5 „Beendigung“ statt „Kündigung“

Die Sparkasse Meißen AöR teilte „Prämienspar flexibel“ 
Kunden mit, dass sie das Vertragsverhältnis „ordentlich 
beende“, das Wort „Kündigung“ kam in diesen Schrei­
ben nicht vor. Durch die Vermeidung des Wortes „Kündi­
gung“ erschwerte sie dem Verbraucher die Klärung der 
Rechtsfolgen des gewählten Rechtsinstruments. „Ver­
tragsbeendigung“ kann für den rechtlichen Laien nach 
einem einfachen, unvermeidbaren Akt klingen. Das 
Ende eines Vertrags scheint vorgegeben.

Die Sparkasse beabsichtigt mit diesen Beendigungs­
schreiben die Kündigung der „Prämienspar flexibel“ 
Verträge, die an anderer Stelle in dieser Untersuchung 
(vergleiche Kapitel 4.2) bereits beschrieben wurden. 
Die Verbraucher gingen jeweils von einer längeren Lauf­
zeit aus. Vertraglich vereinbart war, dass „nach dem 15. 
Sparjahr“ eine Prämie von 50 Prozent auf die jährliche 
Sparleistung gezahlt wird. Einige Verbraucher erhielten 
einen sogenannten Finanzstatus zu sämtlichen Konten, 
die sie bei der Sparkasse unterhielten. Für den „Prämi­
enspar flexibel“ Vertrag war dort als „Fälligkeitsdatum“ 
ein konkretes Datum jeweils 30 Jahre nach dem Vertrags­
abschlussdatum vermerkt.

Die Sparkasse Meißen AöR sprach die Kündigung der 
Verträge nicht offen aus. Somit ist unklar, dass es sich 

um eine solche handeln soll. Verbraucher könnten so in 
der Ausübung ihrer Rechte behindert worden sein.
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7. FAZIT
Für viele Finanzunternehmen sind Kunden, die langfris­
tige und aus heutiger Sicht gutverzinste Sparverträge 
und Bausparverträge besitzen, derzeit eine Last. Sie 
versuchen deshalb unter Verweis auf das andauernde 
Niedrigzinsumfeld, diese Verträge loszuwerden. Unse­
re Untersuchung legt ausführlich die Vorgehensweisen 
dar, die Finanzinstitute dazu gegenüber ihren Kunden 
einsetzen. So versuchen einige Finanzinstitute Kunden 
zu einer Vertragsänderung zu überreden. Wenn es den 
Unternehmen nicht gelingt, mit ihren Kunden eine aus 
ihrer Sicht günstigere Vereinbarung zu treffen, prüfen sie 
die rechtlichen Möglichkeiten, den Vertrag (vorzeitig) zu 
beenden und wenden diese an.

Das Verhalten dieser Finanzinstitute geht einseitig zu­
lasten der betroffenen Verbraucher. Für Verbraucher 
bedeuten die langfristigen Sparverträge häufig Sicher­
heitspolster. Sie sparten für unvorhergesehene Ausga­
ben in der Zukunft oder für die Altersvorsorge. Auch Ver­
braucher sind bestrebt, wirtschaftlich zu handeln, und 
ließen sich unter Verzicht auf kurzfristig mögliche höhe­
re Renditen auf diese langfristigen Sparverträge ein. Sie 
verließen sich dabei auf die Aussagen der Unternehmen 
bei Vertragsabschluss, welche ihnen Prämien in der Zu­
kunft oder Zinssicherheit und lange Laufzeiten verspra­
chen. Sie gingen auch von der Maxime aus: „pacta sunt 
servanda“, Verträge sind einzuhalten.

Die Untersuchung legt dar, dass sich zahlreiche Finanz­
institute ihrerseits nicht mehr an diese Maxime gebun­
den sehen wollen. Ob ihr Vorgehen rechtlich durchsetz­
bar ist, werden im Einzelnen die Gerichte entscheiden.
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9. ANHANG
9.1 ZEITUNGSBERICHTE ÜBER GEKÜNDIGTE SPARVERTRÄGE REGIONALER KREDITINSTITUTE

Sparkasse Anhalt-Bitterfeld AöR

„Auch hier war die Sparkasse Anhalt­Bitterfeld Vorreiter, die bereits Anfang 2016 rund 2.000 Kunden ihre Prämien­
spar­Verträge kündigte.“

Mitteldeutsche Zeitung (31.03.2017). Zahlen fürs Abheben – Auch Kreissparkasse Anhalt­Bitterfeld bricht ein Tabu. 

Erzgebirgssparkasse AöR

„Die Sparkasse selbst will keine Zahlen nennen.“

Freie Presse (15.09.2017). Prämiensparen: Sparkasse bleibt hart. 

Harzsparkasse AöR

„Die Harzsparkasse bestätigte auf Nachfrage, dass 361 von insgesamt 5745 Verträgen zum Jahresende gekündigt 
worden seien.“

Volksstimme (18.10.2017). Auch Harzsparkasse kündigt Prämiensparern. 

Sparkasse Leipzig AöR

„Um die hohen Prämien für sogenannte Prämiensparverträge nicht mehr zahlen zu müssen, werden jetzt tausende 
unbefristete Verträge gekündigt.“

Leipziger Volkszeitung (21.02.2017).  Prämierensparen [sic!]: Sparkasse Leipzig kappt unbefristete Verträge.

Sparkasse Stendal AöR

„Das Urteil ist in diesem Fall wohl für weitere 2200 Betroffene von Bedeutung, denen die Sparkasse Stendal im 
Dezember 2016 „S­Prämiensparen flexibel“­Verträge mit hoher Laufzeit und einem hohen Zinssatz von 3,5 Prozent 
gekündigt hat, weil diese ein „Minusgeschäft“ seien, wie ein Sprecher der Sparkasse verkündete (AZ berichtete).“

AZ (23.10.2017). Die Sparkasse sollte das Sparen fördern.

Sparkasse Ulm AöR

„Das Kreditinstitut der Stadt Ulm und des Alb­Donau­Kreises hat beim Ausstieg alternative Sparverträge angebo­
ten, die 14.000 von zunächst 22.000 Scala­Sparern auf Drängen ihrer Berater angenommen haben. Die Verträge 
laufen nur bis 2020.“

Südwestpresse (24.09.2015). Scala­Urteil: Debakel für Sparkasse Ulm.
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Sparkasse Zwickau AöR

„Betroffen sind gut 1000 Kunden, deren Verträge zum 31. Oktober gekündigt wurden. Insgesamt besaßen 5000 
Kunden derartige Verträge. 4000 haben sich laut dem Institut aber für andere Produkte entschieden und die Ver­
träge selbst aufgelöst.“

Freie Presse (12.10.2017). Streit um alte Sparkassen­Sparverträge nimmt kein Ende. 

Volksbank Nürnberg eG

„Nun habe sich die Bank entschlossen, diese zu kündigen. Betroffen seien weniger als ein Prozent der 50.000 
Kunden, also einige hundert.“

Focus Money (16.12.2016). Verbraucherschützer laufen Sturm: Volksbank kündigt 4­Prozent.

Privatbank Donner & Reuschel  AG

„Nach Capital­Recherchen (Ausgabe 11/2017) hat die Hamburger Privatbank Donner & Reuschel, eine Tochter des 
Versicherungskonzerns Signal Iduna, in den vergangenen Monaten gut 130 Kunden mit einem Riester­Sparplan 
nahegelegt, in eine andere Riester­Versicherung des Iduna­Konzerns zu wechseln.“

Capital (19.10.2017). Privatbank kündigt Riester­Verträge.

9.2  ZEITUNGSBERICHTE ÜBER GEKÜNDIGTE BAUSPARVERTRÄGE

Bausparkasse Schwäbisch Hall AG

„2015 hatte die Schwäbisch Hall etwa 50.000 Kunden gekündigt.“

Focus Online (28.08.2016). Schwäbisch­Hall­Chef verteidigt Kündigung von Bausparverträgen.

LBS Bayern

„Die Bausparkasse LBS Bayern hat 26.000 Bausparverträge aus alten Zeiten gekündigt, um sich damit von ihren 
früheren Zinsversprechen zu befreien.“

Wirtschaftswoche (17.11.2014). LBS Bayern kündigt 26.000 Bausparverträge.

LBS Bayern und LBS West

„Die LBS Bayern teilte in dieser Woche mit, sie kündige 26000 Altverträge, deren Guthaben zum Teil noch mit 
3,5 Prozent verzinst werden. Die LBS West folgte mit der Kündigung von 12000 ähnlichen Altverträgen.“

Frankfurter Allgemeine Zeitung (22.11.2014). Wann sich Bausparer gegen die Kündigung wehren können.



LBS Ost und andere

„Die Landesbausparkasse (LBS) Ost – deren Geschäftsgebiet Brandenburg, Sachsen, Sachsen­Anhalt, Mecklen­
burg­Vorpommern und Berlin Ost umfasst – kündigte seit vergangenem Jahr rund 1800 Verträge, wie ein Sprecher 
mitteilte.“

„Zum Vergleich: Die LBS Bayern mit knapp doppelt so vielen Verträgen im Bestand schickte laut einer Umfrage der 
„Welt“ entsprechende Schreiben bereits an 26 000 Kunden, die LBS West an 11 500. Bei der LBS Nord mit gering­
fügig mehr Bestandsverträgen als bei der LBS Ost waren es rund 6700 Kündigungen. Auch die Privaten mischen 
mit: Allein Wüstenrot (3,5 Millionen Verträge im Bestand) kündigte 30 000 Kunden.“ 

Märkische Onlinezeitung (27.01.2015). LBS Ost kündigte bisher 1800 Verträge. 

Bausparkasse Wüstenrot AG

„Allein Wüstenrot (3,5 Millionen Verträge im Bestand) kündigte 30 000 Kunden.“

Märkische Onlinezeitung (27.01.2015). LBS Ost kündigte bisher 1800 Verträge.
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